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Achtung: In diesem Artikel werden teilweise rassistische und queerfeindliche
Argumente  wiedergegeben,  um  sie  widerlegen  zu  können.  Auch  wird
sexualisierte  und  koloniale  Gewalt  erwähnt.  (Die  Red.)

Queere Menschen gibt es überall auf der Welt – auch in Palästina. Und wie
überall  werden  sie  auch  gesellschaftlich  unterdrückt,  denn  die
Unterdrückung von queeren Personen spielt im Kapitalismus mitsamt seiner
patriarchalen  Strukturen  eine  wichtige  Rolle.  Doch  im  Rahmen  von
Diskussionen über Israels Krieg gegen Gaza fällt von israelsolidarischer Seite
immer wieder das Argument, dass man als queere Person oder Mensch, der
sich für queere Rechte engagiert, nicht pro Palästina sein dürfe. Schließlich
stünde  das  im  absoluten  Widerspruch  zur  Situation  von  queeren
Palästinenser:innen,  deren  Leben  „von  barbarischer  Queerfeindlichkeit
seitens  der  eigenen,  angeblich  grundsätzlich  reaktionären  Community
geprägt sei“. Klar ist jedoch, dass das eine völlig falsche Behauptung ist, bei
der   Pinkwashing  und  Homonationalismus  dazu  dienen,  rassistische
Ressentiments zu schüren sowie Besatzung und Krieg zu legitimieren. Denn
ein  Blick  in  die  Nachrichten  genügt,  um  herauszufinden,  dass
Hassverbrechen,  Rücknahme  von  Rechten  sowie  neue  reaktionäre
Gesetzgebung auch in den vermeintlich fortschrittlichen westlichen Staaten
auf  der  Tagesordnung stehen.Was stattdessen der  Situation von queeren
Personen  in  Palästina  zu  Grunde  liegt  und  wie  die  Unterdrückung
überwunden werden kann, soll in diesem Artikel aufgezeigt werden. Dabei
konzentrieren  wir  uns  auf  die  Situation  vor  dem  Krieg,  auch  um  die
Limitiertheit prozionistischer Argumentation aufzuzeigen. Dafür hat unsere
Autorin  Leonie  Schmidt  mit  dem  Anthropologen  Victor  Harry  Bonnesen
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Christoffersen  und  mit  Azina  Ababneh,  einer  queeren  Person  aus  dem
Westjordanland,  gesprochen.  Beide  wurden  als  Expert:innen  befragt  und
teilen nicht zwangsläufig unsere marxistischen Schlussfolgerungen.

Wie sieht die Rechtslage aus?
Die Gesetzgebung innerhalb Palästinas selbst ist widersprüchlich, da sie sich
in  der  Westbank  und  im  Gazastreifen  unterscheidet.  Während  in  der
Westbank  homosexuelle Aktivitäten zwischen Männern 1951 während der
jordanischen Verwaltung entkriminalisiert  wurden,  sind sie  hingegen  im
Gazastreifen seit 1936 unter dem britischen Mandat verboten und können
mit einer Freiheitsstrafe geahndet werden. Hier sehen wir schon die ersten
Spuren  der  Besatzung,  die  die  Lage  queerer  Personen  in  Palästina
beeinflussen.  Allerdings  ist  umstritten,  inwiefern  das  Strafrecht  des
britischen Mandats noch derartig umgesetzt wird. Andererseits gibt es auch
keine  Gesetze,  die  gegen  Queerfeindlichkeit  vorgehen  sollen,  Queers
schützen, und Behörden werden diesbezüglich auch nicht tätig. Doch bevor
wir  klären,  woher   ausbleibender  offener  Umgang  mit  Sexualität  und
Geschlecht kommt, wollen wir einen Blick auf den Alltag queerer Menschen
werfen.

Eindrücke von queerem Leben in Palästina
Azina erklärt uns, wie they sich gefühlt hat, nachdem they sich their queeren
Identität bewusst wurde: „Ich erinnere mich, dass ich Angst hatte, als ich
zum ersten Mal entdeckte, dass ich bisexuell bin. Meine Bisexualität würde
die  gesellschaftlichen  Herausforderungen  und  Schwierigkeiten  für  mich
verdoppeln.“ Als their Mutter ein T-Shirt mit einem Regenbogen in Azinas
Kleiderschrank gefunden hatte und daraufhin  wegwerfen wollte,  musste
Azina behaupten es würde jemand anders gehören. Aber engstirnige Eltern
dieser  Art  existieren nicht  nur lokal  beschränkt  in  Palästina und queere
Palästinenser:innen müssen nicht  überall  komplett  versteckt  leben.  Denn
Azina hat im Westjordanland auch schon gute Erfahrungen machen können.
Auch wenn man sehr vorsichtig sein muss, wem man etwas anvertraut, und
Azina sich manchen Familienmitgliedern diesbezüglich nicht  öffnet,  hatte



they gegenüber their Schwester und Freund:innen their Coming-out, ohne
negative Folgen. Außerdem berichtet they von einem Ex-Freund, welcher aus
einer  besonders  religiösen  Familie  stammte.  Auch  für  ihn  stellte  their
Sexualität  kein  Problem  dar  und  er  habe  sogar  selbst  homosexuelle
Erfahrungen gemacht. Azina sagt auch, was die Lage von queeren Personen
in anderen Ländern unterscheidet, ist die Besatzung der palästinensischen
Gebiete durch Israel, nicht die palästinensische Kultur selbst.

Queere  Identitäten  werden  durch  die  israelischen  Besatzungsmacht
instrumentalisiert. So müssen Queers in Palästina mit dieser Angst leben, da
die Möglichkeit besteht, dass die israelischen Sicherheitsbehörden sich diese
Informationen zunutze machen, um sie zu erpressen, dazu zu bringen, mit
ihnen zu kooperieren und schlimmstenfalls zu Spitzeln zu werden. Victor
Harry Bonnesen Christoffersen erklärt, dass er während seiner Forschung zu
Queerness in Palästina Berichte über israelische Militärangehörige gehört
hat,  welche  queere  Palästinenser:innen unter  Drogen setzen,  diese  dann
ohne  Einwilligung  beim  Sex  filmen  und  diese  Materialen  dann  zur
Erpressung nutzen. Auch würden sie sich in einigen Bars in Ramallah als
internationale  Tourist:innen  ausgeben.  Das  führt  dazu,  dass  diese
Partymeilen  nicht  mehr  als  „Safe(r)  Spaces“  von  den  Betroffenen
wahrgenommen werden können.  Ebenso kommt es, so schildert uns Azina
diesbezüglich, dass queere Personen, wenn sie auf Dating Apps auch ihre
palästinensische  Identität  angeben,  dafür  von  israelischen  Soldat:innen
rassistisch beleidigt und bedroht werden. Gerade die Verbindung mit der
palästinensischen  Identität  ist  das  Problem,  was  sich  queeren
Palästinenser:innen besonders stellt. Denn im Prinzip ist es den israelischen
Sicherheitsbehörden völlig egal, ob die, die sie gerade schikanieren, queer
sind. Sie nutzen es als Mittel zum Zweck, um etwas gegen sie „in der Hand
zu haben“ und entlarven sich dabei trotzdem selber als homophob, auch
wenn das Pinkwashing Israels uns etwas ganz anderes weismachen will.

Safe(r) Spaces oder Circles?
Victor Harry Bonnesen Christoffersen hat seine wissenschaftlichen Studien
zum Thema Safe  Spaces  für  queere Personen in  Palästina  durchgeführt.



Seine  Erkenntnis:  Das  Konzept  von  Safe(r)  Spaces  wird  hier  eher  nicht
praktiziert, da wenig Möglichkeit besteht, diese Orte öffentlich kundgeben
können, dass sie queerfreundliche Verbündete sind. Das liegt daran, dass sie
sonst sich und die queere Community in Gefahr bringen würden. Jedoch gibt
es einige queerfreundliche Bars zum Beispiel in Ramallah.

Grundsätzlich müssen wir natürlich davon ausgehen, dass es im Kapitalismus
keine Räume gibt, die wirklich komplett frei von Unterdrückung sind, denn
das sind gesellschaftliche Strukturen, die dahinter stecken und nicht einfach
nur Einzelpersonen. Auch vermeintliche Safe(r) Spaces in Europa oder den
USA sind alles andere als sicher, wie Angriffe auf CSDs und Queer Bars in
den letzten Jahren deutlich aufzeigen. Dennoch ist es wichtig, dass queere
Personen  untereinander  frei  kommunizieren  können.  Laut  Bonnesen
Christoffersen existieren daher auch Safe(r) Circles, wobei sich das Konzept
aber nicht auf das Räumliche, sondern auf die Verbindung zwischen den
betroffenen Personen bezieht.  Teil  werden kann nur,  wem vertraut wird.
Neue Leute können also nur über bestehende Personen Teil dieses Circles
werden, welcher dann dafür sorgt, dass die Betroffenen sich sicherer damit
fühlen,  ihre  Identität  preiszugeben  und  innerhalb  des  Circles  offen
auszuleben.

Ebenso  gibt  es  auch  innerhalb  der  palästinensischen  Community
Organisationen,  die  sich  für  die  Rechte  queerer  Palästinenser:innen
einsetzen, wie uns Bonnesen Christoffersen erläutert. So gibt es Al Qaws,
eine NGO für sexuelle und geschlechtliche Diversität in der palästinensischen
Gesellschaft,  die  die  aktivste  Organisation  in  dieser  Hinsicht  darstellt.
Außerdem gibt es noch Aswat, die ihren Schwerpunkt auf queere Frauen
legt. Beide Organisationen haben ihren Sitz in Haifa in den Territorien von
1948.  Azina  erwähnt  diesbezüglich  auch  die  Tal’at-Bewegung,  eine
revolutionäre  feministische  Bewegung,  die  sich  gegen  sexistische  und
koloniale  Unterdrückung  von  palästinensischen  Frauen  einsetzt.

Kapitalismus, Kolonialisierung und Zionismus



–  unterdrückerische  Gründe  für
Queerfeindlichkeit
Wenn wir über queeres Leben in Palästina sprechen, ist es wichtig, sich das
Verhältnis  von  Kapitalismus  sowie  israelischer  Besatzung  näher
anzuschauen, statt rassistische Stereotype zu reproduzieren – oder queere
Unterdrückung zu verharmlosen. Dabei wird klar, dass Diskriminierung von
LGBTIA+-Personen ein internationales Phänomen ist, da sie, verkürzt gesagt,
von den vorgegebenen Geschlechterrollen abweichen, in diese oftmals nur
schwer einsortiert werden können. Sie werden somit als Bedrohung für die
herrschende kapitalistische Ordnung und folglich das Ideal der bürgerlichen
Familie angesehen. Je etablierter die geschlechtliche Arbeitsteilung, desto
höher auch die Ablehnung von Queers könnte man sagen.

Dass  Queerness  innerhalb  Palästinas  ein  gesellschaftliches  Tabuthema
darstellt,  hat  also  nichts  damit  zu  tun,  dass  Palästinenser:innen  per  se
konservativ,  rückschrittlich  sind  oder  der  Islam  „böser“  ist  als  andere
Religionen.  Neben  der  Tatsache,  dass  viele  Vertreter:innen  des
palästinensischen  Nationalismus  säkular  sind,  entwickeln  auch  andere
Religionen stark reaktionäre Momente – siehe den Hinduchauvinismus in
Indien oder  evangelikale Fundamentalist:innen in den USA. Dies ist meist
eine Frage der gesellschaftlichen Basis und politischen Bedingungen, wo und
wie stark religiöse Vorstellungen zur Ideologie rückschrittlicher Bewegungen
werden und gar größere Massen erfassen können.

Die Gründe für das Tabu sind an die materiellen Gegebenheiten gebunden –
und  diese  werden  zum  Großteil  von  der  israelischen  Besatzung  und
Apartheid  bestimmt.  Das  wird  besonders  ersichtlich,  wenn  wir  uns  die
ökonomische  Situation  von  Frauen  anschauen.  Diese  haben  in  den
palästinensischen Gebieten im Schnitt höhere Bildungsabschlüsse, sind aber
um ein Vielfaches mehr von Arbeitslosigkeit betroffen. Das ist an sich nichts
Ungewöhnliches. Während wir in anderen Ländern in Krisenzeiten sehen,
wie Frauen systematisch aus dem Produktionsprozess gedrängt werden, ist
dieser  „Krisenzustand“  jedoch  in  gewissem  Maß  Normalzustand,  da  es
generell eine Knappheit an Arbeitsplätzen in den palästinensischen Gebieten



gibt. Die Arbeitslosigkeitrate lag laut dem Internationalen Währngsfond 2022
insgesamt bei 26 %. Dabei gibt es erhebliche Unterschiede zwischen der
Westbank (13 %) und Gaza (45 %), aber bei Geschlechtern (Frauen  40 %, 
Männern 20 %).

Bedingt  sind diese Zahlen vor allem durch die  Restriktionen seitens des
israelischen  Staates.  So  können  Bewohner:innen  Gazas  nicht  einfach
ausreisen und woanders arbeiten. Auch in der Westbank sind die Jobs, die
Palästinenser:innen „zur Verfügung gestellt werden“ zum Großteil auf den
Bausektor beschränkt. Der systematische Ausschluss von Frauen aus dem
Produktionsprozess befeuert die bestehende patriarchale Arbeitsteilung in
den palästinensischen Gebieten, da sie somit in die Familie gedrängt werden,
Sorge-  und  Carearbeit  übernehmen  müssen  und  derart  klassische
Geschlechterrollen  weiter  reproduziert  werden.  So  kommt  es  auch  zu
Erwartungen,  von  denen  Bonnesen  Christoffersen   erzählt,  wie
beispielsweise,  dass  Menschen  in  einem  heiratsfähigen  Alter  auch
schnellstmöglich  heiraten,   was  wiederum  auf  Queers  Druck  ausübt.

Auch Azina ist bezüglich der Lage in der Westbank der Meinung, dass vor
allem  der  Einfluss  der  israelischen  Behörden  auf  die  Institutionen  der
Westbank  dafür  sorgt,  dass  Maskulinität  und  patriarchale  Strukturen
verstärkt werden. Der Einfluss der israelischen Besatzungsmacht auf alle
gesellschaftlichen  Bereiche  der  Palästinenser:innen  raubt  jedem
Lebensbereich die Autonomie, sei es an Checkpoints oder in der eigenen
Community. Dadurch wird ihnen letztendlich nicht einmal die Möglichkeit
gegeben,  die  gesellschaftlichen  Strukturen  offener  und  inklusiver
umzugestalten. Dies bestätigt auch Bonnesen Christoffersen: „Palästina hatte
(und hat) eine lebendige und florierende Kultur, die leider seit 1948 sehr
stark von der zionistischen Kolonisierung beeinträchtigt wird. Mein Eindruck
von Palästinenser:innen ist, dass sie einen Mut und Courage besitzen, die
über  das  hinausgehen,  was  ich  anderswo erlebt  habe,  und  dass  es  den
Wunsch gibt, das Leben trotz der Umstände, in denen sie leben, zu feiern.
[…]  Historisch  gesehen  war  die  Levante  (Palästina,  Libanon,  Jordanien,
Syrien) nie queerfeindlich. Tatsächlich gab es eine große Toleranz gegenüber
anderen  Sexualitäten  und  Geschlechtsausdrücken.  Queerfeindlichkeit



breitete sich erstmals während des europäischen Mittelalters aus. Und die
europäischen Kolonialmächte waren es auch, die Jahrhunderte später, als sie
die  Welt  kolonisierten,  ihre  queerfeindlichen  Absichten  und  Ansichten
gegenüber  den  Menschen  durchsetzen,  die  kolonisiert  wurden.“

Gleichzeitig ist es wichtig, klare Kritik an den Machthaber:innen innerhalb
der  palästinensischen  Gebiete  zu  üben.  Denn  ob  palästinensische
Autonomiebehörde (PA) oder Hamas, beide scheren sich sonderlich wenig um
Frauen-  wie  LGBTIA-Rechte.  Ob  durch  explizite  Kooperation  mit  der
israelischen Besatzungsmacht wie seitens der PA oder durch die Umsetzung
ihrer reaktionären religiösen Ideologie wie bei Hamas. Besonders Letztere
hat auch schon eigene Mitglieder hingerichtet, nachdem sie homosexueller
Aktivitäten  beschuldigt  wurden,  und  Betroffene  berichten,  von  Hamas-
Mitgliedern aufgrund ihrer Queerness bedroht, gefoltert und verhört worden
zu sein. Der Vorwurf der Homosexualität wird also genutzt, um politische
Gegener:innen,  wie  Mitglieder  der  Fatah,  auszuschalten,  indem  sie  sie
aufgrund dessen verhaften und teilweise auch exekutieren. Doch auch hier
ist es wichtig zu verstehen, dass insbesondere die Hamas nur aufgrund der
Apartheid existiert und an gesellschaftlichem Zuwachs gewinnen konnte. So
wurde sie nach ihrer Gründung zunächst von Israel toleriert, wohingegen
andere Gruppen des palästinensischen Widerstands mit linker Ausrichtung
hartnäckig verfolgt wurden. Des Weiteren wurde die Hamas überhaupt erst
als Reaktion auf die israelische Besatzung gegründet, um den Widerstand zu
bündeln.  Sie  und  ihre  reaktionäre  Ideologie  müssen  natürlich  von
Marxist:innen im ideologischen Kampf um die Führung der palästinensischen
Befreiungsbewegung herausgefordert und bekämpft werden. Dabei muss an
dieser  Stelle  auch  klare  Kritik  an  Vertreter:innen  der  palästinensischen
Linken geübt werden: Klar ist, dass  für ein Ende der Existenz der Hamas
zuerst die Apartheid fallen muss, da sie hierfür die materielle Grundlage
darstellt. Doch der Kampf für die Verbesserung von Frauen- und LGBTIA+-
Rechten  kann  nicht  hintangestellt  werden,  bis  ein  befreites  Palästina
erkämpft wurde, sondern muss aktiv Hand in Hand gehen – auch um eine
klare, fortschrittliche Kraft im Befreiungskampf zu etablieren.



Pinkwashing
In diesem Kontext ist die Inszenierung Israels als „einzige Demokratie im
Nahen Osten“ und als „besonders fortschrittlich“ in Bezug auf LGBTIA+-
Rechte mehr als unglaubwürdig. Denn während die israelische Regierung
selbst aktiv demokratische Umstrukturierung durch die Unterdrückung der
Palästinenser:innen  verhindert  sowie  die  Lage  nutzt,  um  queere
palästinensische Personen zu verhöhnen,  wenn sie  davon sprechen,  dass
Queer for Palestine dasselbe sei wie „Chickens for KFC“, hat es in den letzten
Jahren auch einen Rollback in Israel selber gegeben. Im Jahr 2023 wurden
dort 5-mal mehr queerfeindliche Vorfälle in der Öffentlichkeit registriert als
zuvor und eine Reihe von Regierungsvertreter:innen hat offen reaktionäre
Aussagen getätigt. So behaupten die eigenen Minister:innen der ultrarechten
Regierung, Homosexualität würde die größte Gefahr für das Land darstellen,
wie zum Beispiel Yitzhak Pindrus (United Torah Judaism). Pindrus behauptet
sogar, Homosexualität wäre gefärhlicher als die Hamas. Auch der israelische
Minister für Nationale Sicherheit Itamar Ben-Gvir (Otzma Yehudit), der sich
bereits gegen Pridedemos aussprach und auf der Pride 2008 in Tel  Aviv
sogar Gewalt gegen eine jüdische trans Frau ausgeübt haben soll (zumindest
existieren Fotos, die diese Vermutung nahelegen) ist ein Beispiel dafür. Ben-
Gvir ist übrigens mittlerweile auch für die Sicherheit der Jerusalem Pride
zuständig. Wie man sich da als queere Person sicher fühlen soll, kann man
schon mal in Frage stellen.

Der  israelische  Finanzminister  Bezalel  Smotrich  (HaTzionut  HaDatit)
bezeichnet sich sogar selbst als einen faschistischen Homophoben, während
der  ehemalige  sephardische  Oberrabbiner  Shlomo  Amar  Pride-
Demonstrierende  mit  wilden  Tieren  vergleicht  und  der  Meinung  ist,
Homosexuelle nach jüdischem Gesetz mit dem Tode bestrafen zu können. Der
Bürgermeister Jerusalems Aryeh King ließ 2020 ein Regenbogenbanner vom
Gebäude der US-Botschaft entfernen, da keine Erlaubnis eingeholt worden
war und es ein Zeichen für Unreinheit  darstellen würde.  Aber nur beim
Reden Schwingen soll es für die Queerfeind:innen Israels nicht bleiben, denn
Teile der ultrarechten nationalistisch-konservativen Regierung Israels haben
auch vor, ihre Queerfeindlichkeit in die Tat umzusetzen, indem sie erkämpfte
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Rechte für LGBTIA+-Personen wieder zurücknehmen. Viele fürchten, dass
das  vor  allem  die  Adoptionsrechte  für  homosexuelle  Paare,  aber  auch
medizinische Unterstützung für trans Personen betrifft. Aber auch außerhalb
der Regierung gibt es queerfeindliche Angriffe: 2015 attackierte ein Mann
Personen auf der Jerusalem Pride mit einem Messer, kurz nachdem er aus
dem Gefängnis für genau dieses Verbrechen im Jahr 2005 entlassen wurde.

Trotz  alledem hält  sich  das  Bild  Israels  als  fortschrittlich  in  Bezug  auf
LGBTIA+-Rechte,
Aber all diese Aussagen und Taten zeigen auf, dass der Zionismus und auch
der bürgerliche Staat an sich nicht in der Lage sind, die Unterdrückung
queerer Personen zu beenden. Letztendlich nutzt der israelische Staat sein
Pinkwashing  aber  nicht  nur  dazu,  um  die  Unterdrückung  der
palästinensischen Community zu verschleiern und sich vermeintlich positiv
abzuheben,  auch  wenn  die  progressivere  Gesetzgebung  sowieso
hauptsächlich dem weißen cis männlichen Schwulen zugutekommt, sondern
sie  seine  vermeintliche  Vormachtstellung  und  Doppelmoral  auch,  um
Kriegsverbrechen  gegen  Gaza  zu  rechtfertigen.

Homonationalismus
So gab es auch in den letzten Monaten Fotos von IDF Soldat:innen, welche
die Regenbogenflagge in Gaza im Kriegsgebiet hochhielten und „In the Name
of Love“ dazu schrieben. Die israelische Armee behauptet also, sie würde
sich  für  queere  Palästinenser:innen  einsetzen,  indem  sie  demokratische
Rechte in die palästinensischen Gebiete brächte. Und das, während sie die
(queeren) Palästinenser:innen und ihre Familien, Freund:innen und Bekannte
umbringt und ihnen jegliche Möglichkeit zur Selbstermächtigung nimmt.

Diese  Strategie  kann  auch  als  Homonationalismus  bezeichnet  werden.
Geprägt von Jasbir Puar, beschreibt  der Begriff die Instrumentalisierung von
queeren  Rechten,  um  die  eigenen  nationalistischen  Ziele  umsetzen  zu
können,  zum  Beispiel  in  Form  von  Kriegen  oder  restriktiven
Einwanderungsgesetzen.  Dabei  kann  der  israelische  Staat  den  eigenen
Zerstörungswahn  gegen  das  palästinensische  Volk  gegenüber  anderen
Staaten und deren Bevölkerungen legitimieren und gleichzeitig die Spaltung



zwischen  Palästinenser:innen  und   israelischer  Arbeiter:innenklasse
vorantreiben. Eine Spaltung, die für die herrschende Klasse gar nicht tief
genug  sein  kann,  denn  die  vereinten  Unterdrückten  und  Ausgebeuteten
können ihnen und ihrer Klasse sehr gefährlich werden. Um diese Spaltung zu
überwinden,  muss  sich  die  israelische  Arbeiter:innenklasse  aber
offensichtlich  vom  Joch  des  Zionismus  befreien.

Besonders ergreifend kann man diesen Zusammenhang auch in den kurzen
Statements queerer Palästinenser:innen beim Projekt „Queering the Map“
nachlesen. Ein Beispiel, was den Schmerz darüber noch einmal besonders
unterstreicht, wie (queere:r) Palästinenser:innen unter der Besatzung und
Krieg leiden müssen:

„Ich habe mir immer vorgestellt, dass du und ich in der Sonne sitzen, Hand
in Hand,  endlich frei.  Wir sprachen über all  die Orte,  an die wir  gehen
würden, wenn wir könnten. Doch du bist jetzt weg. Wenn ich gewusst hätte,
dass die Bomben, die auf uns niederregnen, dich mir wegnehmen würden,
hätte ich der Welt bereitwillig erzählt, wie sehr ich dich geliebt habe. Es tut
mir leid, dass ich ein Feigling war. Kiryat (eigene Übersetzung)“.

Diese anonyme Zeilen sollen an dieser Stelle erst einmal für sich sprechen.

Die  Schlussfolgerung  aus  dieser  Analyse  muss  für  Kommunist:innen
zwangsläufig darin liegen, dass erst die Befreiung von Kolonialismus und
Imperialismus  auch  die  für  Palästinenser:innen,  ob  queer  oder  nicht,
bedeutet.

In diesem Sinne richtet Azina die folgenden Worte an uns und auch an euch:
„Wir  brauchen grundlegende Gerechtigkeit  und ein Ende der  Besatzung.
Bitte engagiert euch, meine feministischen Genoss:innen in Europa, denn:
Ich habe weder den Wunsch, für die Heimat noch für den Erdboden hier zu
sterben, aber wenn ich für die Menschheit, für Frieden und bedingungslose
Liebe sterbe, macht es mir nichts aus.“

Erst in einem freien Palästina kann die Gesellschaft so umgestaltet werden,
dass sich niemand mehr verstecken muss aus Sorge, als Nächste/r von der
israelischen Besatzungsmacht massiv unterdrückt,  entrechtet,  gedemütigt,



missbraucht, erpresst oder getötet zu werden. Daher müssen wir uns für ein
freies, säkulares, binationales, sozialistisches Palästina einsetzen.

Frauen – und Queerbefreiung Hand in Hand
Bonnesen  Christoffersen  argumentiert,  dass  Frauen-  und  Queerkämpfe
gemeinsam geführt werden sollten, um erfolgreich zu sein: „Nachdem ich
auch mit einigen feministischen Bewegungen in Palästina interagiert habe,
habe  ich  mitbekommen,  dass  die  generelle  Meinung  existiert,  dass  die
Rechte von Frauen über den Rechten von queeren Personen stehen. Nicht,
dass diese Bewegungen queere Menschen nicht unterstützen, sondern eher
in dem Sinne, dass jetzt nicht der richtige Zeitpunkt sei, um über ihre Rechte
zu sprechen. Ich denke daher, dass wenn palästinensische Bewegungen, die
mit  den  gleichen  Kämpfen  konfrontiert  sind  (z.  B.  Patriarchat),  sich
zusammenschließen, um ihre Stimmen zu stärken, sie auch in der Lage sein
könnten, mehr Bewusstsein für die Situation queerer Palästinenser:innen zu
schaffen.“

Als Marxist:innen erkennen wir an, dass Frauen- und Queerunterdrückung
auf dieselben Strukturen der Klassengesellschaft zurückgehen, egal ob in
Palästina oder Deutschland: die geschlechtsbedingten Arbeitsteilung, welche
maßgeblich  mit  aufrechterhalten  wird  durch  das  Ideal  der  bürgerlichen
Familie und die Geschlechterrollen. Auch wenn die Lage von Frauen und
queeren Personen unterschiedlich ist, so ist dennoch ein gemeinsamer Kampf
vonnöten.  Frauen  kämpfen  schon  seit  1920  in  der  palästinensischen
Befreiungsbewegung, in der sie schon seit jeher sexualisierte Gewalt durch
die Besatzungsmächte erfahren mussten und weiterhin erfahren. Wenngleich
sie  eine wichtige Rolle  einnehmen und einnahmen,  sind sie  immer noch
selten an politischer Entscheidungsfindung beteiligt. Der Sieg der Hamas in
Gaza war ein Rückschritt für die Rechte der Frauen, da sie darauf drängt,
das  palästinensische  Recht  durch  die  Scharia  (wörtlich:  gebahnter  Weg;
religiöses  Gesetz)  zu  ersetzen.  Dennoch  setzen  sich  palästinensische
Frauenaktivist:innen für Gesetze zum Schutz von Frauen vor Ehrenmorden
und männlicher häuslicher Gewalt ein.

Wir müssen uns neben dem Ende der israelischen Apartheid, der Besatzung



und für ein freies, säkulares, multiethnisches, sozialistisches Palästina auch
konkret  für  die  Vergesellschaftung  der  Hausarbeit  einsetzen,  um  die
materielle  Grundlage  von  Frauen-  und  Queerunterdrückung  auflösen  zu
können. Das bedeutet den Ausbau von Pflege, Kinderbetreuung, kollektive
und kollektivierte Formen der Hausarbeit (Kantinen, Wäschereien etc.), die
Stärkung der ökonomischen Unabhängigkeit von geschlechtlich und sexuell
Unterdrückten und alternative Formen des Zusammenlebens. All das kann
natürlich  nicht  von  heute  auf  morgen  passieren,  und  im  Angesicht  des
aktuellen brutalen Krieges scheint dies auch unfassbar fern. Jedoch ist es die
Aufgabe  von  Revolutionär:innen  und  allen,  die  solidarisch  mit  dem
palästinensischen  Befreiungskampf  sind,  nicht  nur  für  eine  sofortige
Waffenruhe  und  das  Ende  der  Apartheid  einzutreten,  sondern  auch  zu
diskutieren,  wie  der  Kampf  für  nationale  Befreiung  mit  dem  Recht  auf
sexuelle und geschlechtliche Selbstbestimmung verbunden werden kann. Die
Kämpfe darum sind keineswegs irrelevant  oder nachgeordnet,  aber ohne
Umgestaltung der ökonomischen Struktur unserer Gesellschaft bleiben ihre
Erfolge begrenzt. Zusätzlich sollten Frauen und queere Personen in Palästina
auch für eine Reihe an Forderungen gemeinsam kämpfen, zum Beispiel:

Gleiche  Rechte  und  Zugang  zu  Bildung  für  Alle,  gleiche
Eigentumsrechte,  gleicher  Lohn  für  gleiche  Arbeit  sowie  volle
Integration  in  den  Produktionsprozess.  Konkret:  z.  B.  durch
Quotierung in zentralen/wichtigen Beschäftigungsverhältnissen, um
aktuell  den  Ausschluss von Palästinser:innen von der Lohnarbeit
entgegenzuwirken. Davon würden vor allem palästinensische Frauen
in der  aktuellen Situation profitieren,  welche vor  allem in  Gaza 
relativ  hohe  Bildungsabschlüsse  haben,  aber  geringe
Beschäftigungsraten.
Keine Straffreiheit für diejenigen, die Frauen oder queere Personen
ermorden,  vergewaltigen  und  schlagen,  seien  es  Verwandte  oder
Fremde.
Für das Recht auf Selbstbestimmung über den eigenen Körper, die
eigene Sexualität und die eigenen reproduktiven Entscheidungen.
Ebenso  muss  auch  innerhalb  der  pa läst inens ischen
Befreiungsbewegung gegen Vorurteile und Gewalt gegenüber Frauen



und LGBTIA-Personen angekämpft werden, auch wenn wir das nicht
zur Bedingung eines gemeinsamen Kampfes machen.
Für das Recht auf Caucustreffen für Frauen und LGBTIA-Personen
innerhalb der palästinensischen Befreiungsbewegung.

Damit  der  Kampf  gegen  Besatzung,  Imper ia l ismus,  Kr ieg,
Frauenunterdrückung und Queerfeindlichkeit international geführt werden
kann, ist klar, dass Solidaritätsbekundungen nicht ausreichen können, auch
wenn  wir  bedingungslos  hinter  dem  palästinensischen  Befreiungskampf
stehen. Stattdessen müssen wir uns international zusammenschließen und
gemeinsam kämpfen. Denn unsere Feind:innen, die imperialistischen Staaten
und ihre regionalen Handlanger:innen, sind für jede/n Unterdrückte/n und
jede/n  Ausgebeutete/n  letztendlich  die  gleichen,  auch  wenn  sich  unsere
Situationen  in  besetzten  Gebieten,  Halbkolonien  und  imperialistischen
Kernzentren natürlich unterscheiden. Dafür braucht es eine internationale
Frauen-  und  LGBTIA-Bewegung  genauso  wie  eine  internationale
Arbeiter:innenbewegung, denn wir dürfen unsere Kämpfe nicht anhand von
nationalen Grenzen spalten lassen, sondern müssen uns im Klaren darüber
sein, dass sie durch Klassenlinien geprägt sind und auch dementsprechend
klassenkämpferisch  geführt  werden  müssen.  Um  diese  Bewegungen
anzuführen  und  die  Kämpfe  zuzuspitzen,  bedarf  es  auch  einer  neuen
kommunistischen Partei und einer neuen Internationale.



Wie kommen wir zu einem freien, säkularen, binationalen, sozialistischen Palästina?
Wir setzen uns für eine Ein-Staaten-Lösung ein, da wir der Meinung sind, dass das die einzige Möglichkeit

darstellt, um die Befreiung des palästinensischen Volkes zu garantieren, ohne Zugeständnisse an den
Zionismus machen zu müssen. Das bedeutet nicht, die israelisch-jüdische Bevölkerung zu vertreiben oder gar

auszulöschen, jedoch sehr wohl, den Zionismus und damit den israelischen Staat zu zerschlagen. Da wir
glauben, dass Religionen als Vorwand für imperialistische Unterdrückung und zur Umsetzung geopolitischer

Interessen genutzt werden, setzen wir uns für einen säkularen, multiethnischen Staat ein, indem es
kulturellen Austausch statt einseitiger Assimilation geben soll. Das Rückkehrrecht sowie der Zugang zu

Wohnraum, Wasser, Lebensmitteln, Arbeit und Bildung für alle, egal ob Israelis oder Palästinenser:innen kann
nur unter einer demokratischen Kontrolle der Arbeiter:innenklasse gewährleistet werden. Diese sozialistische

Ein-Staaten-Lösung müsste in eine sozialistische Föderation des Nahen Ostens eingebettet werden, um die
vom Imperialismus bewusst geschaffene Spaltung überwinden zu können und so ein massives Kampfmittel

darstellen zu können. Demnach darf der Kampf der Palästinenser:innen nicht als isoliert verstanden werden,
und die Arbeiter:innenklassen der umliegenden Länder müssen sich dem Kampf anschließen und einen neuen
Arabischen Frühlung erzwingen. Das gilt auch in letzter Konsequenz für die israelische Arbeiter:innenklasse.

Als Ansatzpunkt in Halbkolonien kann der Kampf für die Vollendung der verbliebenen bürgerlich-
demokratischen Aufgaben im Sinne von Trotzkis Theorie der permanenten Revolution angesehen werden, das

heißt also: Fokus auf nationale Einheit und Unabhängigkeit, eine Agrarrevolution sowie politische
Demokratie. Doch kann das im Imperialismus für Halbkolonien nicht wirklich vollständig erfüllt werden.

Daher darf der Kampf hier keineswegs aufhören und muss in einen für Sozialismus umschlagen, um wirklich
erfolgreich sein zu können. Doch das kann nicht durch Guerillatruppen erreicht werden, sondern nur durch

Demonstrationen und Streiks, letztendlich massenhafte Aufstände. Also mit Hilfe einer Intifada mitsamt einem
Generalstreik, zu dem auch international alle Gewerkschaften zur Beteiligung aufgerufen werden. Und die
Massenaktionen in der 1. Intifada haben auch bereits gezeigt, dass das palästinensische Proletariat und die
Jugend kämpfen können. Dafür braucht es den Aufbau von kämpferischen Gewerkschaften, Arbeiter:innen-,

Bäuerinnen-/Bauernräte, Frauenkomitees  und auch Volksmilizen. Auch müssen die Kräfte der
Arbeiter:innnenklasse und das regionale (Klein-)Bürger:innentum in einer antiimperialistschen Einheitsfront

zeitweise gemeinsam gegen die Imperialist:innen kämpfen. Sie bleiben jedoch unerbittliche
Klassenfeind:innen. Das bedeutet auch, dass es sich um getrennte Organisierung handeln muss, wobei sich

die betroffenen Gruppierungen und Organisationen jederzeit offen kritisieren dürfen sollen. Das ist besonders
für uns als Marxist:innen wichtig, da wir so die (klein-)bürgerliche Führung auf einer ideologischen Ebene

angreifen und somit ihren Einfluss auf die Unterdrückten schmälern können.
Denn auch die Führungskrise der Arbeiter:innnenklasse ist etwas, was nicht nur in Deutschland, sondern auch

in Halbkolonien vorhanden ist und auch zu dem immer wiederkehrenden Verrat an den Interessen der
Unterdrückten und Ausgebeuteten durch (klein-)bürgerliche Bewegungen führt, etwas durch die Hamas oder
auch während des Arabischen Frühlings. Daher braucht es eine revolutionäre Partei, um die Interessen der

Arbeiteren:innnenklasse durchzusetzen, indem sie die Kämpfe zuspitzt und anführt. Die Avantgarde stellt hier
die palästinensische Arbeiter:innenklasse mit dem Ziel dar, die israelische Arbeiter:innen klasse auch in die

antizionistische Vorhut hineinzuziehen. Die Partei muss demokratisch-zentralistisch organisiert sein und zum
Ziel haben, sowohl die israelische Regierung als auch die Palästinensische Autonomiebehörde zu entmachten

und eine konstituierende Versammlung einzusetzen, die die Verfassung eines binationalen, säkularen,
demokratischen und sozialistischen Staates ausarbeitet. Der Höhepunkt des revolutionären Kampfes stellt die

Machtübernahme durch Arbeiter:innen und Bäuerinnen/Bauern in Form von Deligiertenräten sowie die
Bewaffnung der arbeitenden Bevölkerung und Zerschlagung des bürgerlichen Staates in seiner

gegenwärtigen unterdrückerischen Form dar. Aber der alleinige Kampf im Nahen und Mittleren Osten reicht
nicht aus, um den Imperialismus weltweit zu besiegen. Hierfür muss die revolutionäre Partei auch in eine

Internationale integriert werden, und für die Arbeiter:innenklasse in den imperialistischen Kernzentren sollte
die Devise lauten: Der Hauptfeind steht im eigenen Land. Das kann zum Beispiel konkret bedeuten, sich an

Blockaden von Waffenlieferungen zu beteiligen.



Heteronormativität  als  Ursache
queerer Unterdrückung?
von Sani Maier, März 2024, aus der revolutionären Frauenzeitung FIGHT!
Nr. 12

Gesellschaftliche Konventionen
Egal  ob  in  Kinderbüchern,  Märchen,  Videospielen,  der  Werbung  oder
unseren  Lieblingsfilmen:  Seit  jeher  strahlen  uns  dort  glücklich  verliebte
Pärchen entgegen und präsentieren uns die traumhafte Partner:innenschaft,
nach der viele dann ihr ganzes Leben lang suchen. In unserer Gesellschaft
scheinen erst  die Beziehung, dann die Ehe,  Kind(er)  und ein gemeinsam
geführtes Leben, am besten im Eigenheim, besondere Ziele zu sein. Wer
kennt  nicht  die  ewigen Fragereien der  Familie  danach,  wann man denn
endlich mal den/die Partner:in mitbringe und für Frauen ab Mitte Zwanzig
gibt es die übergriffige Frage nach der Kinderplanung gleich gratis dazu.
Dabei ist es jedoch alles andere als egal, wie besagte Partner:innenschaft
oder Familie konkret aussiehen, sondern streng vorgegeben: Das „ideale“
Paar besteht auch heute noch aus einem Mann und einer Frau: Adam und
Eva, Romeo und Julia, Dornröschen und der Prinz, Bonnie und Clyde … etc.
Dabei ist sowohl das gegenteilige Geschlecht beider Partner:innen wichtig,
setzt also eine klar abgrenzbare Vorstellung von zwei Geschlechtern voraus,
aber  auch  die  Tatsache,  dass  die  Beziehung  aus  genau  zwei  Personen
besteht. Offene Beziehungen oder Polygamie werden nach wie vor kritisch
beäugt und in der Ehe schonmal gar nicht berücksichtigt (bis auf bestimmte
religiöse und kulturelle Ausnahmen, bei denen aber meistens nur männliche
Polygamie erlaubt ist). Unsere Kultur und Bildung, aber auch juristische und
institutionelle  Strukturen  sind  also  durchzogen  von  dieser  spezifischen
Liebes- und Sexualitätsvorstellung und prägen uns von klein auf, ohne dass
wir uns dessen überhaupt bewusst sind. Es ist irgendwie einfach „normal“.
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Der  Fachbegriff  für  dieses  Phänomen  heißt  Heteronormativität.  Unsere
Entwicklung  und  unser  Selbstverständnis  werden  also  darauf  gelenkt,
heterosexuelle  Partner:innenschaften  als  normal,  natürlich  und
erstrebenswert anzusehen – sie sind die Norm. Homo- und Bisexualität sowie
transgender und Intergeschlechtlichkeit werden als Abweichungen davon je
nach gesellschaftlichem Kontext  diskriminiert  bis  gewaltsam unterdrückt.
Gleichgeschlechtliche  Liebe  wird  in  vielen  Staaten  kriminalisiert  und
intergeschlechtliche  Säuglinge  werden  chirugisch  an  „eindeutig“  binäre
Standards angepasst, obwohl keinerlei medizinische Notwendigkeit besteht.
Dabei  herrscht  sowohl  in  Bezug  auf  Geschlechter  a ls  auch
sexuelle/romantische Orientierungen die Annahme, beides sei von Geburt an
festgeschrieben  und  könne  sich  nicht  immer  wieder  wandeln.
Heteronormative Identitäten und Beziehungen stehen in der Hierarchie ganz
oben  und  werden  durch  verschiedene  Privilegien  gefördert  (z.  B.
Steuererleichterungen  wie  Ehegattensplitting  oder  umfassende  und
vergleichsweise unkomplizierte Adoptionsrechte). Viele Frauen haben diese
Vorstellungen so sehr internalisiert, dass es sich für sie oft so anfühlt, als
könnten sie nur in einer Beziehung mit einem Mann wirklich glücklich sein,
und  suchen  deshalb  konstant  nach  männlicher  Anerkennung  und
Bestätigung. Der Begriff Heteronormativität wird dabei oft dem Aufkommen
der  Queer  Studies  zugeschrieben,  existiert  aber  bereits  seit  mehreren
Jahrzehnten und wird von unterschiedlichen politischen und philosophischen
Theorien  mit  variierenden  Schwerpunkten  benutzt.  Spätestens  seit  die
Beliebtheit postmoderner Theorien zugenommen hat und das Interesse an
Philosophen wie Michel Foucault und der Queer Theory gestiegen ist, kam es
zu  einer  stärkeren  Hinwendung  zu  diskursbezogenen  Konzepten  von
Heteronormativität.  Der  Diskurs  bezeichnet  hierbei  die  gesellschaftliche
Produktion von Bedeutungen und „Wahrheiten“,  aus denen sich konkrete
Machtverhältnisse ergeben wie unter anderem die Heteronormativität. Bis
heute liefern die postmoderne oder auch poststrukturalistische Theorie die
dominante Erklärung für den Druck, in heteronormativen Verhältnissen zu
leben. Während diese Verwendung von Heteronormativität viele Symptome
des Phänomens durchaus treffend darstellt, liegen ihr einige problematische
Annahmen zugrunde, welche im Folgenden erklärt werden.



Schwächen postmoderner Erklärungsansätze
Grundsätzlich  liegt  das  Problem dieser  Ansätze  darin,  dass  der  Diskurs
Machtverhältnisse erzeuge und in diesem, also in Strukturen des Wissens,
die Ursache von Unterdrückung ausgemacht wird. Während wir durchaus
zustimmen, dass sich heteronormative Standards und Kriterien durch (unter
anderem) unser Bildungs- und Gesundheitssystem ziehen und diese immer
weiter verankert werden, so fehlt dieser Feststellung die Erklärung, wie es
eigentlich dazu kommen konnte. Gesellschaftliche Institutionen wurden von
Menschen  erschaffen  und  werden  von  diesen  fortgeführt.  Welche
Überzeugungen  und  Ziele  sie  dabei  mit  einfließen  lassen,  ist  nicht
willkürlich, sondern abhängig von ihren Umständen und dem Kontext, unter
denen  sie  leben.  In  den  Worten  von  Marx:  „Das  gesellschaftliche  Sein
bestimmt das Bewusstsein.“ Wie wir leben, welche Probleme wir haben und
wie wir glauben, diese lösen zu können, spielt also eine Rolle in unseren
Interessen und Entscheidungen. Betrachtet man die Gesellschaft aus einer
materialistischen  Perspektive,  fokussiert  man  sich  zuerst  auf  die
Produktionsverhältnisse, da die Art und Weise, wie wir arbeiten, in jeder
Phase der menschlichen Entwicklung von entscheidender Bedeutung war und
das  Zusammenleben bis  heute  maßgeblich  strukturiert.  Der  Kapitalismus
zeichnet  sich  durch  die  Tatsache  aus,  dass  wenige  Menschen
Produktionsmittel  besitzen  und  die  Mehrheit  ihre  Arbeitskraft  an  diese
verkaufen muss, um zu überleben. Kapitalist:innen kaufen diese, bezahlen
den Arbeiter:innen aber nicht das volle Äquivalent ihrer geleisteten Arbeit
und eignen sich die Differenz selbst an, was die Quelle ihres Profits darstellt.
Der  Lohn,  den  sie  zahlen,  muss  allerdings  ausreichen,  damit  die
Arbeiter:innen all das kaufen können, was nötig ist, um weiterhin arbeiten zu
können:  Miete,  Essen,  Strom,  Fahrkarten etc.  Wofür  sie  allerdings  nicht
zahlen, ist die Arbeit, die privat in den Haushalten geleistet wird: sogenannte
Hausarbeit.  Kochen, Putzen,  Kinder erziehen und versorgen, Sorgearbeit,
Kranken- und Altenpflege, Wäsche waschen und vieles mehr zählt zu diesen
unbezahlten Arbeiten und ist für die Kapitalist:innen weitestgehend gratis.
Den Grund dafür  bildet  die  geschlechtliche  Arbeitsteilung,  durch welche
Frauen über Jahrhunderte hinweg rechtlich und ideologisch in die private
häusliche Sphäre verdrängt und zu unentlohnten Hausarbeiterinnen erzogen



wurden.  Sie  sorgen  dafür,  dass  sich  die  Arbeitskraft  ihrer  Partner
reproduziertund ihre Kinder sichern den Nachschub an Arbeitskräften. All
das,  was  hierfür  nicht  gezahlt  werden  muss,  vergrößert  den  Profit  der
Kapitalist:nnen und macht sie zu Profiteur:innen dieses Systems. So wie es
hier beschrieben wurde, würden sich wohl die wenigsten Frauen freiwillig in
diese  Rolle  fügen  wollen.  Finanzielle  Abhängigkeit  und  die  moderne
Doppelbelastung aus Haus- und Lohnarbeit sind nur einige der gravierenden
Konsequenzen  dieser  Form  der  Arbeitsteilung.  Es  gab  also  die
Notwendigkeit, diese ideologisch aufzuwerten und somit wurde das Konzept
der bürgerlichen Kleinfamilie  mit  klarer  geschlechtlicher Rollenverteilung
idealisiert, romantisiert und als natürlich verkauft. Gleiches gilt für die Ehe:
Was ursprünglich zur Sicherstellung von Monogamie und Vererbung durch
eindeutige  Abstammungslinien  eingeführt  wurde,  gilt  heute  als
romantischster Tag im Leben eines Paares. Die Kapitalist:innen haben es also
erfolgreich  geschafft,  durch  Gesetze,  Kultur  und  Religion,  ihre
Profitinteressen als „natürliche“ Tatsachen zu etablieren. Es lässt sich nun
also  auch  erklären,  warum  die  Unterdrückung  von  allen  nicht-
heterosexuellen,  nicht-cis  und  -monogam  lebenden  Menschen  eine
notwendige  Konsequenz  der  kapitalistischen  Produktionsweise  und  ihr
vorausgehender  Klassengesellschaften  ist:  All  diese  Lebensformen  und
Identitäten passen nicht ins Schema der bürgerlichen Kleinfamilie (Vater,
Mutter, Kind) und stellen deren vermeintlich natürlichen Charakter in Frage.
Um  ihre  Profite  weiterhin  maximieren  zu  können,  werden  sich
Kapitalist:innen  niemals  ernsthaft  für  die  Interessen  queerer  Menschen
einsetzen  können.  Heteronormativität  ist  also  ein  Symptom  der
K lassenverhä l tn i s se  und  beschre ib t  d ie  Gesamthe i t  der
Rollenzuschreibungen, die benötigt werden, um den Kapitalismus am Laufen
zu halten. Diskurse, Wissensstrukturen, Gesetze und kulturelle Erzeugnisse
machen Mittel zum Zweck der Durchsetzung patriarchaler Verhältnisse aus
und bilden nicht deren Ursache. Eine Politik,  die sich lediglich auf diese
Mittel fokussiert, wird nicht in der Lage sein, die Wurzeln des Problems zu
lösen,  und  ewige  Symptombekämpfung  betreiben.  Der  Kampf  gegen
Heteronormativität  muss  also  ein  antikapitalistischer  sein  und  das
Patriarchat  in  seinen  Grundfesten,  also  dem  Privateigentum  an
Produktionsmitteln,  angreifen.  Die  private  Kontrolle  der  Produktion muss



gemeinschaftlich  und  demokratisch  von  den  Arbeiter:innen  übernommen
werden.  Nur  dann  wird  es  möglich  sein,  Hausarbeit  kollektiv  und
gemeinschaftlich zu bewältigen und geschlechtliche Arbeitsteilung und damit
zusammenhängende Geschlechterrollen zu überwinden.

Einen Safe Space gibt es nicht!
Was  ist  eigentlich  das
Caucusrecht und wozu brauchen
wir es?
von Erik Likedeeler, September 2023

Wer  sich  unser  Programm  durchliest,  wird  schnell  auf  den  Begriff  des
Caucusrechts stoßen. Aber was ist das eigentlich?

Bei einem Caucus handelt es sich um ein gesondertes Treffen von Menschen,
die  auf  eine  spezifische  Weise  unterdrückt  werden,  zum Beispiel  durch
Sexismus, Queerfeindlichkeit, Rassismus oder Behindertenfeindlichkeit.

In diesem Artikel wird erklärt, wie ein Caucustreffen ablaufen kann, warum
wir Unterdrückung auch innerhalb linker Organisationen bekämpfen müssen
und warum es „Safe Spaces“ im Kapitalismus nicht geben kann. Als Beispiel
wird in diesem Text der Kampf gegen Sexismus genutzt, das alles lässt sich
aber auch auf andere Unterdrückungsformen übertragen.

Was passiert bei einem Caucustreffen?
Ein  Caucustreffen  bietet  die  Möglichkeit,  sich  in  einem  geschützteren
Rahmen über  konkrete  Probleme,  Missstände und Vorfälle  von Sexismus
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innerhalb der Organisation auszutauschen. Es werden Fragestellungen im
Zusammenhang  mit  Sexismus  diskutiert  und  gemeinsame  Ideen  und
Lösungen ausgearbeitet.  Der  inhaltliche Aufbau des Treffens kann selbst
bestimmt werden. Wichtig ist, dass alle Betroffenen vorher über das Treffen
informiert werden und die Möglichkeit bekommen, sich zu äußern.

Anschließend  können  organisatorische,  politische  oder  analytische
Empfehlungen  und  Forderungen  zurück  in  die  Organisation  getragen
werden.  Die  Maßnahmen  werden  der  Mitgliedschaft  oder  der  Leitung
vorgelegt,  um den Kampf  gegen Sexismus voranzutreiben.  Ein  Vetorecht
gegen  Beschlüsse  der  Leitung  oder  abgestimmte  Entscheidungen  der
Mitgliedschaft hat der Caucus jedoch nicht. Prinzipiell bleibt aber erst einmal
alles, was im Rahmen des Caucus besprochen wird, unter Verschluss. Den
Teilnehmenden ist es nicht erlaubt, mit Außenstehenden oder Genoss_Innen,
die nicht am Caucus teilnehmen dürfen, über dessen Inhalt zu sprechen. Am
Ende einigen sich die Teilnehmenden gemeinsam auf die Punkte, die sie in
die Organisation tragen wollen.

Wo könnte es überall ein Caucusrecht geben?
Einen Caucus könnte es fast überall geben – zum Beispiel in einer politischen
Organisation,  aber auch in Gewerkschaften,  Parteien,  an Schulen und in
Betrieben. Das Recht auf solche Treffen gehört immer wieder zu unseren
politischen Forderungen, denn es gibt kaum Institutionen, die dieses Recht
verankert haben.

Manchmal gibt es zwar an Schulen oder Unis Treffen von Unterdrückten,
aber diese haben meist keinen Caucus-Charakter. Vielmehr dienen sie der
gegenseitigen  Vernetzung  und  existieren  abgespalten  vom  Rest  der
Studierenden oder Schüler_Innen. Sie werden von diesen nicht anerkannt
und  machen  es  sich  nicht  zum  Ziel,  politische  Forderungen  an  sie
heranzutragen.

Ein Caucus sollte so oft einberufen werden dürfen, wie es Bedarf danach gibt
–  am  besten  während  der  Arbeits-  oder  Unterrichtszeit,  damit  die
antisexistische  Arbeit  nicht  von  der  Freizeit  abgeht.



Das Caucusrecht  ist  auch in  unserem Programm abgedeckt,  welches die
Grundlage  unseres  politischen  Handelns  bildet.  Dadurch  erfahren  neue
Mitglieder von Anfang an von dieser Möglichkeit, und die Treffen bleiben
nicht in einer „rechtlichen Grauzone“.

„Sexismus? Bei uns doch nicht!“
Viele Menschen sind davon überzeugt, sie selbst seien nicht sexistisch – oder
wenn sie es einmal waren, dann haben sie das alles längst wegreflektiert. Als
Marxist_Innen  vertreten  wir  das  Prinzip:  „Das  Sein  bestimmt  das
Bewusstsein.“  In  diesem  Fall  bedeutet  das,  dass  wir  in  sexistische
Verhaltensmuster  zurückfallen  können,  solange  wir  in  einer  Gesellschaft
leben,  welche  dieses  Verhalten  hervorbringt,  fördert  und  belohnt.  Das
beweisen  die  vielen  unaufgeklärten  Fälle  von  Machtmissbrauch  und
Täterschutz  innerhalb  der  linken  Szene.

Sich  über  ein  Problem  bewusst  zu  werden  bedeutet  nicht,  dass  dieses
Problem damit  gelöst  ist.  Wir  können uns nicht  vollständig aus unserem
Umfeld und unserer Sozialisation herausdenken. Deshalb behaupten wir auch
nicht  von uns  selbst,  dass  wir  frei  von Sexismus wären.  Die  Augen vor
Problemen  zu  verschließen,  bedeutet  im  schlimmsten  Fall,  dass  diese
Probleme  sich  ungehindert  weiter  ausbreiten  können.

Das  heißt  natürlich  nicht,  dass  wir  uns  selbst  einen  Freifahrtschein
ausstellen und mit dem Antisexismus warten, bis der Sozialismus kommt. Wir
wollen  nicht  so  tun,  als  wären  wir  unserer  Sozialisation  völlig  hilflos
ausgeliefert, oder als hätten wir gar keine Handlungsmöglichkeiten.

Damit  wir  als  gesamte  Arbeiter_Innenklasse  zusammenarbeiten  können,
müssen  wir  unser  Bestes  geben,  um  Sexismus  auch  innerhalb  der
Arbeiter_Innenbewegung  zu  bekämpfen.  Denn  Unterdrückung  dient  auch
dazu, uns zu spalten, uns gegeneinander aufzuhetzen und uns von unserem
wahren Feind abzulenken: den Kapitalist_Innen.

Deshalb müssen wir sowohl präventiv arbeiten, als auch bereits geschehene
Vorfälle aufarbeiten. Dabei ist uns immer bewusst, dass die Arbeit an uns



selbst nicht ausreicht. Wir müssen das Problem an der Wurzel packen und
patriarchale Strukturen mitsamt der Klassengesellschaft zerschlagen.

Separate Treffen – ist das keine Spaltung?
Um  die  Klassengesellschaft  abzuschaffen,  braucht  es  ein  revolutionäres
Programm mit Forderungen, hinter denen wir alle vereint stehen. Dauerhafte
Vereinzelung je nach Identität ist dabei nicht hilfreich.

Aber  es  gibt  Situationen,  in  denen  es  mehr  Erfolg  bringt,  sich  als
Unterdrückte separat zu treffen: Sich eine eigene Vernetzung aufzubauen
ermöglicht erst den Rahmen, in dem alle Aktivist_Innen gemeinsam handeln
können.  Dadurch  kann  auch  verhindert  werden,  dass  der  Kampf  gegen
Sexismus zu einem unwichtigen Nebenziel erklärt wird.

Außerdem  schützt  das  Caucusrecht  unsere  Organisationsform,  den
demokratischen  Zentralismus.  Das  bedeutet,  dass  wir  untereinander  frei
diskutieren und demokratisch über unsere Forderungen abstimmen, während
wir nach außen gemeinsam auftreten und vereint hinter unseren Positionen
stehen. Dieses gemeinsame Auftreten könnte zum Zerbrechen einer Gruppe
führen, falls die demokratischen Rechte nicht abgesichert werden.

An  wem  bleibt  die  antisexistische  Arbeit
hängen?
Häufig bleibt die politische Arbeit zum Thema Antisexismus an denjenigen
hängen,  die  selbst  von  Sexismus  betroffen  sind.  Dadurch  wird  die
Unterdrückung nicht gebrochen. Sie kann sich sogar noch verstärken, wenn
unterdrückte Personen dadurch an ihrer politischen Arbeit gehindert werden
und weniger präsent sind.

Deshalb ist es wichtig, dass sich nicht nur Unterdrückte zusammenfinden,
sondern auch diejenigen, die nicht betroffen sind. Auch sie müssen Treffen
einberufen,  um  sich  mit  der  Rolle  auseinanderzusetzen,  die  ihnen  der
Kapitalismus zuweist, sowie mit den Forderungen und Vorschlägen, die an
sie herangetragen wurden. Oft finden deshalb bei uns zeitgleich zum Caucus



antisexistische Reflexionstreffen statt, in welchem sich männliche Genossen
mit  ihrem  Verhalten  auseinandersetzen  und  gemeinsam  Perspektiven
aufwerfen.

Caucustreffen: Ein Safe Space?
Es bleibt  die  Frage,  ob ein Caucus tatsächlich den geschützten Rahmen
bieten kann, den man sich von ihm verspricht. Dazu sei Folgendes gesagt:
Auch wenn ein Caucus die Möglichkeit gibt, offener und ungehemmter zu
diskutieren, sollte nicht die Illusion entstehen, dass ein Caucus so etwas wie
ein Safe Space oder eine Selbsthilfegruppe sein könnte.

Es gehört zum Wesen des Kapitalismus, dass man seine Ideologien nicht
einfach  abstreifen  kann  wie  einen  zu  klein  gewordenen  Mantel.
Unterdrückung kann auch verinnerlicht sein, das heißt zum Beispiel, auch
Frauen  können  sich  sexistisch  verhalten.  Und  innerhalb  eines
antisexistischen  Caucus  könnte  es  weiterhin  zu  transfeindlichen,
rassistischen oder  behindertenfeindlichen Vorfällen,  sowie  zu Belästigung
aller Art kommen.

Außerdem  kann  das  Sprechen  über  Unterdrückung  für  alle  Betroffenen
belastend  sein  und  unangenehme  Emotionen  und  Erinnerungen  an  die
Oberfläche bringen.

Fazit und Ausblick
Bisher  haben  sich  Caucustreffen  in  unserer  Organisation  in  der  Praxis
bewährt.  Sie haben geholfen,  das Bewusstsein für bestimmte Themen zu
stärken,  Debatten  in  neue  Richtungen  zu  lenken,  neue  Positionen
auszuarbeiten  und  das  alltägliche  Miteinander  zu  erleichtern.

Deshalb  rufen  wir  auch  andere  linke  Organisationen  dazu  auf,  ihren
Mitgliedern das Caucusrecht  zu gewähren –  denn nur so kann all  ihren
Mitgliedern und Sympathisant_Innen die politische Arbeit uneingeschränkt
ermöglicht werden.



Kampf  den  deutschen
Transphoben!
Transphobie wird international stärker. Ein Hauptträger dessen ist die „Anti-
Trans-Bewegung“.  Wir  haben  uns  angeguckt,  wie  die  Bewegung  in
Deutschland agiert,  wer dahinter steckt um abzuleiten,  wie sie bekämpft
werden kann.

Intergeschlechtlichkeit:  Was
hinter dem I in LGBTIA steht
Von Erik Likedeeler, Mai 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Noch vor dem Beginn eines Lebens stellen sich viele werdende Eltern die
Frage:  „Junge  oder  Mädchen?“  Es  werden  Erwartungen  gestellt  an  das
Verhalten, das Aussehen und die Rolle des zukünftigen Kindes. Aber was,
wenn der Körper des Kindes diesen Erwartungen nicht entspricht?

Als intergeschlechtlich werden Körper verstanden, die von außenstehenden
Personen weder als männlich noch als weiblich identifiziert werden können.
Intergeschlechtlichkeit zeigt sich zum Beispiel durch verschiedene Varianten
der X-  und Y-Chromosomen, durch im Körper liegende Hoden bei  einem
weiblich  gelesenen  Äußeren  oder  durch  Geschlechtsteile,  die  als  große
Klitoris und als kleiner Penis interpretiert werden könnten.

In  einer  binärgeschlechtlich  denkenden  Welt  ist  die  Situation
intergeschlechtlicher  Menschen  von  Diskriminierung,  medizinischer
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Missachtung und bürokratischen Hindernissen geprägt. Die Tabuisierung des
Themas unter dem Motto „Sag‘ es niemand anderem!“ übt starken Druck auf
inter Personen aus.

In diesem Artikel soll es darum gehen, wie intergeschlechtliche Personen in
Deutschland von Geburt an diskriminiert und misshandelt werden, und wie
dagegen  vorgegangen  werden  kann.  Außerdem soll  auf  das  dialektische
Verhältnis  zwischen  dem  „sozialen“  und  dem  „biologischen“  Geschlecht
eingegangen  werden.  Hauptquellen  sind  „The  state’s  hands  in  our
underpants“  von  Theresa  Anna  Richarz  und  der  Parallelbericht  zum  5.
Staatenabkommen der BRD zum Übereinkommen gegen Folter.

Was  passiert  bei  Operationen  an
intergeschlechtlichen  Kindern?
In  Deutschland  sind  95%  der  intergeschlechtlichen  Menschen  von
medizinischen Eingriffen nach der Geburt betroffen. Seit den 1950er Jahren
sind  kosmetische  Operationen  an  inter  Säuglingen  und  Kleinkindern
medizinisch  institutionalisiert.  Bestandteil  der  Operationen  ist  die
Entfernung  der  hormonproduzierenden  Keimdrüsen  (Gonadektomie).
Dadurch kommt es zu psychischen und körperlichen Folgeerkrankungen. Es
werden  lebenslange  Hormonersatztherapien  und  Folgeoperationen
erforderlich  und  die  Person  wird  dauerhaft  unfruchtbar.

Außerdem erfolgt eine Beschneidung der äußeren Geschlechtsorgane, die
mit  dem  Verlust  der  erotischen  Empfindsamkeit  einhergeht.  Für  die
Zwangszuweisung  zu  einem  Standardgeschlecht  messen  Ärzt_Innen  die
Größe der Genitalien, um zu bestimmen, welche Rolle diese am ehesten beim
traditionellen  heterosexuellen  Geschlechtsverkehr  einnehmen  könnten.  In
85-90% der  Fälle  wird  der  Körper  feminisiert.  Ein  Grund  dafür  ist  die
chirurgische Machbarkeit. Ein weiterer ist die sexistische Annahme, Frauen
könnten eher ohne erfüllende Sexualität leben als Männer.

Während bei maskulinisierenden Operationen Größe und Funktion des Penis
im Mittelpunkt stehen, geht es bei feminisierenden Operationen darum, den
Körper  auf  Geschlechtsverkehr  vorzubereiten.  Es  wird  eine  Neo-Vagina



angelegt,  welche  regelmäßig  durch  das  Einführen  harter  Gegenstände
gedehnt werden muss, bis sie als penetrierbar gilt. Ohne das Einverständnis
der betroffenen Person stellt das eine Misshandlung dar – die in vielen Fällen
routinemäßig von den eigenen Eltern durchgeführt wird.

Ungefährliche Varianten der Geschlechtsentwicklung werden zu Störungen
erklärt, die Angleichung an die Norm als Heilung dargestellt. Dahinter steckt
der  Gedanke,  dass  Menschen  die  Zweigeschlechtlichkeit  am  ehesten
akzeptieren würden, wenn sie nie etwas von ihrer Intergeschlechtlichkeit
erfahren. Laut einer in Hamburg durchgeführten Studie haben 50% der inter
Personen,  bei  denen  in  der  Kindheit  irreversible  operative  Eingriffe
vorgenommen  wurden,  Suizidgedanken.

Wie  werden  die  Operationen  rechtlich
ermöglicht?
Die  Einführung  der  Geschlechtsoption  „divers“  wurde  von  der  Hoffnung
begleitet, Akzeptanz für intergeschlechtliche Körper zu schaffen. Doch die
Aufmerksamkeit für das Thema hat nicht zum Ende der Operationen geführt.
Meist  werden  die  Eingriffe  ohne  medizinische  Indikation  verübt,  ohne
wirksame Einwilligung der Eltern und ohne Aufklärung über Risiken und
Folgebehandlungen. Ärzt_Innen erwähnen selten, dass ein erfülltes Leben
ohne Operation möglich ist.

In  Deutschland  ist  es  verboten,  in  die  Sterilisation  des  eigenen  Kindes
einzuwilligen, doch bei intergeschlechtlichen Kindern kommt dieses Gesetz
nicht  zur  Anwendung.  In vergleichbaren Fällen wäre die  stellvertretende
Einwilligung  in  derart  folgenschwere  Eingriffe  nur  bei  unmittelbar
lebenserhaltenden  Maßnahmen  zulässig.

Seit Jahren besteht die Forderung, ein Operationsverbot durchzusetzen. 2021
wurde ein Gesetz dafür geschaffen, doch dieses zeichnet sich durch massive
Lücken  aus  und  lädt  geradewegs  dazu  ein,  umgangen  zu  werden.  Mit
Verweis  auf  ein  angeblich  erhöhtes  Krebsrisiko  darf  weiterhin  operiert
werden, obwohl es keine Langzeitstudien gibt, die das beweisen.



Der Staat tut nichts,  um diese Folter zu verhindern, sondern macht sich
durch die Finanzierung mitverantwortlich. Gesetzliche Krankenkassen zahlen
normalerweise  nur  für  medizinisch  indizierte  Behandlungen,  nicht  für
ästhetische Operationen. Doch die Standardisierung der Genitalien wird als
dringend und medizinisch notwendig eingestuft.

Im Jahr 2000 wurde die Verjährungsfrist für Schadensersatzansprüche von
30 auf 3 Jahre gekürzt. Viele inter Menschen erfahren erst zu einem viel
späteren Zeitpunkt ihres Lebens von den Operationen. Auch hier zeigt sich
Sexismus, denn die Beeinträchtigungen infolge einer Kastration werden bei
weiblich  kategorisierten  Personen  als  weniger  gravierend  eingestuft.
Außerdem  ist  es  schwierig,  Ansprüche  geltend  zu  machen,  denn
Krankenakten  sind  oft  unvollständig,  „nicht  verfügbar“  oder  werden
geschwärzt.

Das alles steht in krassem Widerspruch zum bürgerlichen Bild des „binären
Geschlechts“.  Dieses  ist  der  ideologische  Hintergrund,  warum
Intergeschlechtlichkeit so unterdrückt wird. Doch welches Verständnis von
Geschlecht können wir dem entgegensetzen?

Wie kann ein marxistisches Verständnis von
Geschlecht aussehen?
Aus unserer Sicht besteht das Geschlecht aus drei Bestandteilen: Zunächst
der biologische Körper (engl.  sex),  der  einfach erstmal  existiert  und mit
Eigenschaften,  wie  schwanger  werden  zu  können,  unsere  Lebensrealität
prägt. Wie oben schon angemerkt, ist das biologische Geschlecht nicht binär
(XX- oder XY-Chromosom), sondern bipolar, also die Veranlagungen stehen
immer  irgendwo  zwischen  diesen  Kategorien.  Als  zweites  das  soziale
Geschlecht  (engl.  gender),  was  die  Rollenverteilung  ist,  in  die  uns  die
Gesel lschaft  drängt  und  in  die  wir  eingeordnet  werden.  Die
Geschlechterrollen  entwickeln  sich  auf  einer  gesellschaftlichen  Ebene,
überspitzen  biologische  Unterschiede  zwischen  den  Geschlechtern  und
naturalisieren eigentlich soziale Prägungen. Die Rollen stehen momentan vor
allem unter dem Vorzeichen des Patriarchats und als Individuum kann man



diese  Kategorie  nicht  einfach  auflösen.  Der  dritte  Aspekt  ist  die
Geschlechtsidentität, also das Bewusstsein über das Verhältnis zwischen dem
biologischen und sozialen  Geschlecht.  Wenn diese  übereinstimmen,  dann
spricht man von Cisidentiät, falls es abweicht, spricht man beispielsweise von
Trans-  oder  nichtbinärer  Identität.  Die  Geschlechtsidentität  ist  über  das
menschliche Leben fluide,  geprägt von vielen Einflüssen und letztendlich
weder  binär  noch  bipolar,  sondern  polypolar.  Alle  drei  Aspekte  wirken
aufeinander, stehen also in einem dialektischen Verhältnis zueinander und
bilden miteinander das Geschlecht.

In  diesem  Verständnis  von  Geschlecht  grenzen  wir  uns  von  jenen
queerfeministischen  Theorien  ab,  die  annehmen,  dass  Geschlecht
ausschließlich eine soziale Kategorie wäre, die durch Sprache und Handeln
performt  wird.  Dabei  wird  davon ausgegangen,  Geschlechtlichkeit  würde
nichts  mit  anatomischen Begebenheiten  zu  tun  haben.  Der  Körper  wäre
lediglich  Ausdruck  einer  wiederholten  Inszenierung,  die  vollständig
dekonstruiert  werden  könnte.  Diese  Praxis  bietet  keine  politische
Perspektive, denn individuelle Verhaltensänderung durch Sichtbarmachung,
Bildung  und  Aufklärung  greifen  den  Kapitalismus  als  Ursache  der
patriarchalen  Unterdrückung  nicht  an.

Im Kontrast  dazu bauen radikalfeministische Ansätze das  Geschlecht  vor
allem auf körperliche Faktoren auf. Aus dieser Essentialisierung leiten sie die
patriarchale Unterdrückung als naturgegeben ab – auch daraus ergibt sich
keine  politische  Perspektive.  Die  Einordnung  von  Frauen  als  eigene
ökonomische  Klasse  offenbart  ein  fehlgeleitetes  Verständnis  von
Materialismus.

Soziale Ungleichheit ist nicht auf die Verschiedenheit der Körper, sondern
auf die materielle Grundlage der Gesellschaftsorganisation zurückzuführen.
Geschlecht  ist  als  Dimension  von  Ungerechtigkeit  eingelagert  in
kapitalistische  Produktionsformen.  Nachhaltige  Veränderung  des
Bewusstseins kann demnach nur im Klassenkampf gegen den Kapitalismus
erreicht werden.



Wie zeigt sich das dialektische Verhältnis im
Alltag?
Die Frage, ob Eigenschaften biologisch erklärbar sind, ist schwierig, denn
wir können unsere Sozialisation nicht einfach wegdenken. Wie tief diese in
den  Körper  eingeschrieben  ist,  lässt  sich  exemplarisch  an  der  Stimme
erkennen. Häufig wird davon ausgegangen, dass Männer mit einer niedrigen
und Frauen mit einer hohen Grundfrequenz sprechen. In Wahrheit gibt es
einen  großen  Frequenzbereich,  der  unabhängig  vom Geschlecht  genutzt
wird. Einerseits wird der Klang der Stimme von physiologischen Merkmalen
wie  der  Größe  des  Kehlkopfes  bestimmt.  Andererseits  spielen  auch
verhaltensbedingte  Faktoren  eine  Rolle.

In Medien wird Geschlecht durch Intonation und Stimme überzeichnet. In
Studien wurden Kinder gebeten, Wörter zunächst normal auszusprechen und
dann so jungen/mädchenhaft wie möglich. Bei einer normalen Sprechweise
gab  es  keine  Unterschiede,  diese  traten  erst  bei  der  Nachahmung  auf.
Ungefähr ab einem Alter von 7 Jahren lernen Kinder dann unbewusst, ihre
Stimme an ihr zugewiesenes Geschlecht anzupassen.

Dabei  spielen  dynamische  soziale  Faktoren  eine  Rolle:  Eine  sogenannte
Knarrstimme, die mit Härte und Robustheit assoziiert wird, gilt allgemein als
männliche  Tendenz,  wird  jedoch  auch  von  aufsteigenden,  berufstätigen
Frauen  verwendet.  Insgesamt  ist  die  Grundfrequenz  von  Frauen  in  den
westlichen Gesellschaften den letzten Jahrzehnten gesunken.

Soziale  Vorstellungen  sind  mächtig  und  prägen  die  Erinnerungsleistung:
Visuelles Wissen über das Geschlecht des_der Sprechenden spielt bei der
Sprachverarbeitung eine Rolle und beeinflusst,  wie wir die Stimme eines
Menschen in Erinnerung behalten. Wie man an diesem Beispiel sieht, ist die
Trennung zwischen biologischem und sozialem Geschlecht nicht so einfach,
und sowieso ist eine strikte Trennung zwischen Biologie und Sozialem immer
verkürzend. Es zeigt auch, dass eine Binarität von biologischem Geschlecht
nicht  gegeben  ist  und  wir  uns  dabei  auf  einem  Spektrum  befinden.
Intergeschlechtlichkeit ist Ausdruck dessen.



Wir wollen für eine Gesellschaft eintreten, in der alle Menschen ungeachtet
ihres Geschlechts gleichberechtigt und gefahrenfrei leben können. Deshalb
fordern wir:

Das  Verbot  medizinisch  nicht  notwendiger,  kosmetischer
Genitaloperationen  an  Kindern.  Geschlechtsangleichende
Behandlungen  nur  mit  Zustimmung  der  betroffenen  Person,
kostenfrei  und  ohne  unnötigen  bürokratischen  Akt!

Doch  formalrechtliche  Verbote  zu  erringen,  bringt  wenig,  wenn  die
praktische  Wirksamkeit  ausbleibt.  Nur  echte  Akzeptanz  von
Intergeschlechtlichkeit kann dafür sorgen, dass das Operationsverbot kein
symbolisches bleibt. Deshalb fordern wir zusätzlich:

Sicherstellung  von  aufklärungsbasierter  Einwilligung,  Information
auch  über  N ich tbehand lung .  Für  se lbs tbes t immte
Geschlechtsidentität, Sexualität, Fortpflanzung und Elternschaft für
inter Personen!
Sensibilisierung  und  Fortbildung  von  Mediziner_Innen,
Sicherstellung  des  Bewusstseins  darüber,  welche  physischen,
psychischen  und  sozialen  Schäden  nicht-indizierte  kosmetische
Operationen  und  Drüsenentfernungen  zu  Folge  haben  können.
Zugleich auch Ausbau und Finanzierung von Beratungsangeboten für
Eltern  und  Antidiskriminierungsstellen  für  Betroffene,  unter
Besteuerung  der  Reichen!
Aufarbeitung und Entschädigung vergangener Diskriminierung und
Folter.  Sicherstellung  des  Zugangs  zur  eigenen  Krankenakte,
Aufhebung  der  Verjährungsfristen.
Gegen die Pflicht, das eigene Geschlecht in offiziellen Dokumenten
anzugeben. Für den Ausbau von geschlechtsneutralen Toiletten und
Umkleiden im öffentlichen Raum.
Der Kampf für die Rechte von inter Personen muss Hand in Hand mit
dem der Arbeiter_Innen gehen. Es braucht aber gleichzeitig auch den
Kampf  gegen  jegliche  LGBTIA-Feindlichkeit  innerhalb  der



Arbeiter_Innenbewegung und das Recht auf Caucusse für Betroffene!
Menschen  sind  keine  Sexobjekte!  Kampf  der  bürgerlichen
Sexualmoral,  samt  Binarität  und  Geschlechterrollen!  Für  die
Vergesellschaftung  der  Hausarbeit!

Jugend  und
Queerunterdrückung  – Wie AfD
und  Co.  den  Diskurs
vereinnahmen
von Lia Malinovski, Mai 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Queerfeindlichkeit  ist  ein  bekanntes  Problem  in  allen  Bereichen  der
Gesellschaft: Ob am Arbeitsplatz, in der Familie oder in der Schule, queere
Jugendliche erleben überall  Diskriminierung und Unterdrückung aufgrund
ihrer Sexualität oder der Geschlechtsidentität. In der Schule zeigt sich das
besonders daran, dass trans- und homofeindliche „Witze“ zum Alltag gehören
und  es  in  der  Regel  keine  Strukturen  zur  Aufarbeitung  von
Queerfeindlichkeit gibt. Aber es ist auch strukturell verankert: Obwohl es
rechtlich möglich wäre, wird eine Namensänderung maximal im Unterricht
geduldet, auf Zeugnissen, Klassenlisten und so weiter wird es aber nicht
gemacht. Das heißt, trans Jugendliche sind gezwungen, auf jedem offiziellen
Dokument in der Schule ihren Deadname (=veralteter, „toter“ Name, der
nicht  mehr  verwendet  wird)  anzugeben oder  zu  lesen.  Auch die  viel  zu
großen Klassen sorgen für stärkeren Druck und Stress beim „outen“ oder
beim Tragen  von  bspw.  femininer  Kleidung,  wenn man transfeminin  ist.
Daraus resultiert, dass viele sich gar nicht erst trauen, sich so zu zeigen, wie
sie sind. Die psychischen und sozialen Folgen sind katastrophal. Deswegen
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wollen  wir  uns  mit  den  lautesten  Treiber_Innen  der  Queerfeindlichkeit
auseinandersetzen: Der politischen Rechten.

Transunterdrückung und die politische Rechte
Denn  obwohl  die  Lage  an  den  Schulen  katastrophal  ist,  wie  oben
beschrieben, veranstalten AfD und Co eine Hetze gegen die vermeintlich
progressive  Politik  an  den  Schulen:  Sie  finden  es  falsch,  dass  im
Sexualunterricht – wenn überhaupt – Homosexualität thematisiert wird. Sie
argumentieren mit dem Kinderschutz, solche Themen würden „Jugendliche
verwirren“ oder seien „ideologische Instrumentalisierung“. Ihr Wahlspruch
„Deutschland – aber normal!“ verdeutlicht, worum es ihnen geht: Sie wollen
alles,  was  nicht  cis  und  hetero  ist  als  „unnormal“  oder  „komisch“
verunglimpfen und ein Deutschland ohne queere Personen aufbauen. Dabei
versuchen  sie  mittels  des  „Schutzes  der  Kinder“  den  Diskurs  zu
emotionalisieren  und  ein  Kampffeld  heraufzubeschwören,  mit  dem  sie
polarisieren können. Denn diese Polarisierung ist feste Strategie der AfD und
anderer rechter Parteien und Organisationen.

Wen sprechen sie damit an?
Dabei propagieren sie ein binäres und angeblich naturgegebenes Rollenbild
vom „starken Mann“ und der „Hausfrau“.  Diese Binarität wird von trans
Personen  durch  ihre  reine  Existenz  infrage  gestellt.  Denn  ein
„Geschlechtswechsel“,  wie es oft  genannt wird, widerspricht einer klaren
Binärität und nimmt den Rollenbildern das „natürliche“.  Sie sprechen mit
diesem Thema besonders Männer an, die um ihre Stellung in der Gesellschaft
fürchten,  oder  Radikalfeminist_Innen,  die  auf  die  Hetze von Medien und
rechten Parteien aufspringen und so die Binärität als ideologische Grundlage
kapitalistischer Frauenunterdrückung aufrechterhalten. Die Grundlage der
Frauenunterdrückung ist die Pflicht zur sogenannten Hausarbeit und dies ist
im  Kapitalismus  unumgänglich,  denn  der  Staat  und  die  Kapitalist_Innen
wollen möglichst wenig dafür zahlen, weshalb es Privatsache sein soll. Mit
dem Beginn der Klassengesellschaften hat sich diese Aufteilung der Arbeit in
die  „Hausfrau“  und  den  „arbeitenden  Mann“  entwickelt,  die  mit  der



Propagierung der Binärität und der biologischen Unterschiede ideologisch
begründet wurde. Von dieser Aufteilung profitieren vor allem Männer, die in
ihrer gesellschaftlichen Stellung über Frauen stehen. So erklärt sich auch,
wieso viele Männer, die um ihre Stellung fürchten, sich antifeministischer
und transfeindlicher Ideologie annähern.

Radikalfeminist_Innen werden vor allem durch eine Instrumentalisierung von
Frauenunterdrückung angesprochen. Denn wie sie, zeichnen auch AfD und
Co  ein  Bild  von  trans  Personen,  vor  allem  trans  Frauen,  das  sie  als
„Vergewaltiger“  und  „Männer  in  Kleidern“  darstellt.  So  wird  der  Kampf
gegen  Sexismus  von  den  Ursachen  (in  letzter  Konsequenz  das
Privateigentum an Produktionsmitteln) weggelenkt und zu einem kulturellen
Kampf  umgewandelt.  Dieses  Bild  wird  oft  in  Filmen  und  Serien,  in
Berichterstattungen  und  durch  Ideologien  wie  dem  Radikalfeminismus
gezeichnet.  Es  spricht  trans  Personen  direkt  ihre  Existenz  ab.

Die Frage, warum die Rechten die Transfeindlichkeit momentan so in den
Vordergrund  stellen,  ist  schwierig  eindeutig  zu  beantworten.  Aber
wahrscheinlich ist, dass sie damit polarisieren wollen und sich als Alternative
zum „Mainstream“ präsentieren wollen. Eine Strategie, die wir schon aus
dem  „Flüchtlingsdiskurs“  kennen,  und  mit  der  die  AfD  bislang  sehr
erfolgreich war. Zudem können sie so den Kampf gegen Unterdrückung und
Krisen zu einem ideologischen Kampf gegen andere unterdrückte Gruppen
umwandeln.

Rollback in den USA
In  Tennessee  und  West-Virginia  (USA)  wurden  kürzlich  erst  Gesetze
verabschiedet, die trans Personen in ihrer Existenz kriminalisieren und somit
zwingen,  wieder  gemäß  ihrem  biologischen  Geschlecht  erscheinen  zu
müssen. Konkret kriminalisiert das Gesetz eigentlich „Crossdressen“ (Bspw.
Als  Mann  weibliche  Kleidung  tragen)  in  der  Anwesenheit  von
Minderjährigen,  wobei  dabei  die  Geschlechtsidentität  von  außen
angenommen werden muss.  In der Praxis würde es eben bedeuten, dass
Personen,  die  bspw.  männlich  gelesen  werden,  aber  ein  feminines
Erscheinungsbild haben, nicht mehr in die Nähe von Minderjährigen dürfen,



sich also quasi nicht aus dem Haus bewegen können.

Es ist einer der härtesten Rollbacks, die trans Personen in den letzten Jahren
erleben  mussten.  Dazu  kommen  in  vielen  weiteren  Staaten  der  USA
Diskussionen  oder  sogar  schon  geplante  Gesetze,  die  medizinische
Maßnahmen  zur  Geschlechtsangleichung  für  Kinder  und  Jugendliche
verbieten wollen. Dabei kann man Parallelen zu den Argumentationen der
rechten  Kräfte  in  Deutschland  sehen:  In  beiden  Fällen  wird  mit  dem
Kinderschutz argumentiert, in beiden Fällen bedeutet es Bevormundung von
Jugendlichen.  Außerdem  festigen  sie  bestehende  Rollenbilder  und  die
Binärität, denn ab wann von „Crossdressing“ gesprochen werden kann, liegt
im betrachtenden Auge. Wer weiß, vielleicht sind in Zukunft lange Haare bei
Männern wieder verpönt bis kriminell? Eine Vermutung, die das Ausmaß
aber beschreibt, denn rechtlich könnte es funktionieren.

Was können wir jetzt tun…

…an der Schule?
Der Kampf für Verbesserungen muss verschiedene Ebenen umfassen. An der
Schule  liegt  dabei  der  Fokus  auf  Strukturen  zur  Aufarbeitung  und
Bekämpfung  von  Queerfeindlichkeit  und  queerfeindlicher  Gewalt,  sowie
Erleichterung von Coming-Outs und der einfachen Änderung von Namen auf
Zeugnissen,  offiziellen  Dokumenten  und  in  der  Klasse.  Dabei  können
folgende  Forderungen  einen  Weg  in  die  richtige  Richtung  weisen:

Gegen  falsche  Bilder  von  Trans-  und  queeren  Identitäten  helfen
Aufklärung und Behandlung des Themas im Unterricht, gestaltet von
Organisationen, die sich mit Trans(-feindlichkeit) beschäftigen, wie
bspw. Das Magnus Hirschfeld Zentrum in Hamburg!
Gegen Stress und Druck beim Coming-Out helfen kleinere Klassen!
Für die Möglichkeit, sich frei zu entfalten und das, ohne Angst haben
zu müssen, dafür diskriminiert zu werden!
Für  die  Möglichkeit,  den  Namen  und  Geschlechtseintrag  in  der
Schule einfach und unbürokratisch zu ändern!



Für  Antidiskriminierungsstellen,  an  die  sich  Betroffene  wenden
können,  kontrolliert  von  Betroffenen!  Für  organisierte
Selbstverteidigung  gegen  rechte  Übergriffe  und  queerfeindliche
Gewalt!
Für Schüler_Innenausschüsse, die den persönlichen Kampf auf eine
politische  Ebene  führen!  Statt  Vereinzelung  braucht  es  den
gemeinsamen  Kampf,  denn  es  sind  strukturelle  Probleme,  die
individuelles  Verhalten  beeinflussen  und  in  Teilen  darauf
zurückzuführen  sind!

…in der Arbeiter_Innenbewegung?
Auch  in  der  Arbeiter_Innenbewegung  ist  Queerfeindlichkeit  ein  großes
Problem. Es braucht  das Recht  auf  Caucusse,  damit  sich Betroffene von
Diskriminierung zusammentun können und gemeinsam die Probleme in der
Gewerkschaft und in der Arbeiter_Innenbewegung anzugehen! Sie müssen
die Möglichkeit haben, bei politischen Entscheidungen eine Empfehlung zu
geben,  Probleme  anzuprangern  und  reaktionäre  Verhaltensweisen  von
Gewerkschaftsmitgliedern  offenzulegen!  Passiert  das,  braucht  es  eine
unabhängige  Untersuchungsstelle,  die  die  Vorwürfe  untersucht  und  der
Gewerkschaft eine Handlungsempfehlung gibt!

…auf staatlicher Ebene?
Das  Thema  staatliche  Queerunterdrückung  ist  in  diesem  Artikel  nicht
thematisiert  worden,  da das  in  einem anderen Artikel  passiert.  Dennoch
wollen wir hier ein paar Forderungen einfließen lassen, die notwendig sind
und im Kampf auch gegen Rechts notwendig sind:

Für  die  Bildung  von  Selbstverteidigungsstrukturen  in  allen
Lebensbereichen,  um  sich  gegen  rechte  Angrif fe  und
Queerfeindlichkeit  zu  wehren!
Für  unkomplizierte  und  unbürokratische  Namens-  und
Personenstandsänderung!  Für  das  Recht  au f  echte
Selbstbestimmung.  Für  den  freien  und  kostenlosen  Zugang  zu



geschlechtsangleichenden Maßnahmen, wie Hormonbehandlung oder
Operationen, sofern das gewollt ist! Gegen den Zwang, medizinische
Maßnahmen zu machen!

Wie  queere  Identitäten  immer
noch  durch  den  Staat
unterdrückt werden
Mai 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Wirft man einen Blick in die meisten Kindergärten, so stellt man schnell fest,
dass die Existenzen von trans Personen, Geschlechtern jenseits des binären
Systems und nicht-heterosexuelle Beziehungen keinen Platz finden. Seien es
Spielzeug, Bücher oder Gruppenaktivitäten: Diversität sucht man darin meist
vergeblich.

Auch in der Grundschule im Sachkundeunterricht wird meist gelehrt, dass es
lediglich Frau und Mann gebe und im Gymnasium wird im Biologieunterricht
alles auf die Spitze getrieben. Oft wird die Klasse zur „Aufklärung“ in zwei
geteilt  –  Menschen die  sich  keinem der  binären  Geschlechter  zuordnen,
werden außer Acht gelassen und auch der Biologieunterricht an sich ist zu
vielen Teilen immer noch cis- und heteronormativ. 

Und das nicht ohne Grund!

Woher kommt Queerunterdrückung?
Besonders  im  Kindes-  und  Jugendalter  soll  das  Ideal  der  bürgerlichen
Kleinfamilie gefestigt werden, denn Kapitalist_Innen profitieren finanziell von
unbezahlter Haus- und Sorgearbeit, die Frauen als natürlich zugeschrieben
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wird. Durch die Auslagerung der Reproduktion der Arbeitskraft ins Private
kann  diese  überhaupt  erst  tagtäglich  für  die  Ausbeutung  durch  die
Kapitalist_Innen  zur  Verfügung  stehen.

Innerhalb der bürgerlichen Kleinfamilie sollen Frauen im Stillen Arbeitskraft
reproduzieren – unbezahlt und in den eigenen vier Wänden. Dazu zählen alle
Arbeiten, die nötig sind, damit Arbeiter_Innen am nächsten Tag wieder zur
Arbeit  gehen  können.  Beziehungsmodelle,  welche  weder  monogam  noch
heterosexuell sind und Identitäten jenseits des cis-binären Spektrums stellen
das Ideal der bürgerlichen Kleinfamilie in Frage, da sie das Konzept „Vater,
Mutter, Kind“ unterlaufen und somit nicht mehr klar ist, wer welche Rolle in
der Familie einnimmt.

Es  ist  somit  auch  kein  Zufall,  dass  der  bürgerliche  Staat  nicht  nur  im
Bildungssektor,  sondern  auch  im Gesundheitssektor  und  am Arbeitsplatz
queere Personen benachteiligt und unterdrückt.

Geschlechtsangleichende Operationen werden immer noch nicht vollständig
finanziert  und  sind  nicht  ohne  bürokratischen  Aufwand  möglich,  für
Jugendliche  nicht  einmal  ohne  Zustimmung  der  Erziehungsberechtigten!

Queerfeindliche Gewalt
Immer  wieder  führt  diese  durch  den  bürgerlichen  Staat  forcierte
Unterdrückung zu queerfeindlichen Übergriffen und Gewalttaten. Und wenn
dies  nicht  bereits  durch  die  Organe  des  bürgerlichen  Staates  selbst
geschieht,  sondern  durch  Faschist_Innen  und  andere  queerfeindliche
reaktionäre Gruppen, wird dies meist weggesehen, denn diese Taten werden
in den meisten Teilen Deutschlands nicht einmal dokumentiert. Berlin ist das
einzige Bundesland, das ein Monitoring zu queerfeindlicher Gewalt erstellt.
Im Jahr 2021 wurde mit 456 gemeldeten Fällen – davon 23 %  teils schwere
körperliche Gewalt – der höchste Wert seit Aufnahme der themenspezifischen
Erfassung dokumentiert. Das sind knapp 100 Fälle mehr als im Vorjahr und
dabei muss bedacht werden, dass bei weitem nicht alle gemeldet werden.

Im Rahmen einer Umfrage der EU im Jahr 2020, an der ca. 2.750 trans



Personen aus Deutschland teilgenommen haben, gaben 66 % der Befragten
an, in mehr als acht Lebensbereichen in den letzten 12 Monaten aufgrund
ihres Trans-Seins diskriminiert worden zu sein. 90% von Ihnen haben den
letzten Vorfall nicht gemeldet.

Aber gibt es nicht auch Fortschritte?
Es zeigt sich also, dass queere Personen in allen Lebensbereichen durch den
bürgerlichen Staat unterdrückt werden. Doch dieser ist besonders in den
letzten Jahren immer mehr bemüht, Illusionen zu schaffen, queere Befreiung
sei innerhalb des Kapitalismus zu lösen.

So  bestehen  die  gleichgeschlechtliche  zivile  Ehe  und  die  mögliche
Eintragung  von  „inter“  und  „divers“  im  Geburtenregister  seit  2017  und
jüngst wurde durch die Ampelregierung, die sich Progressivität auf die Fahne
schreibt, das reaktionäre „Transsexuellengesetz“ (TSG) abgeschafft, welches
durch ein neues Selbstbestimmungsgesetz ersetzt werden soll. Dieses soll
trans, inter und nicht-binären Personen künftig die Möglichkeit geben, ihren
Geschlechtseintrag sowie ihren Vornamen im Personenstandsregister durch
eine Erklärung beim Standesamt ändern zu lassen.

Dies alles sind zwar durchaus positive Entwicklungen, wir müssen uns dabei
aber klar machen, dass diese Fortschritte immer mit Vorsicht zu genießen
sind. Der bürgerliche Staat möchte mit solchen Maßnahmen Bewegungen
den Wind aus den Segeln nehmen und so etwas wie den CSD zu einer mehr
oder weniger staatstragenden Party verkommen lassen.

Für  uns  als  Revolutionär_Innen  ist  klar,  dass  wir  uns  nicht  auf  den
bürgerlichen  Staat  verlassen  dürfen,  wenn  wir  die  Unterdrückung  von
queeren Personen ernsthaft bekämpfen wollen. Denn im Kapitalismus steht
er im Dienste der herrschenden Klasse, deren Profit auf die Unterdrückung
von Frauen, queeren und migrantisierten Menschen angewiesen ist. Deshalb
muss dieser Kampf zwangsläufig auch ein Kampf gegen den Kapitalismus
sein. Hierfür schlagen wir folgende Forderungen vor:

Inklusive  Bildung  und  Mitspracherecht  der  Schüler_Innen  über



Inhalte der Lehrpläne!
 Für  das  Recht  auf  medizinische  Geschlechtsangleichung  an  die
soziale Geschlechtsidentität –             kostenfrei und ohne unnötigen
bürokratischen Akt!
 Antisexistische  Komitees  in  Schulen,  Unis  &  Betrieben  sowie
Selbstverte id igungskomitees  in  Verbindung  mit  der
Arbeiter_Innenbewegung!
Intersex vollständig legalisieren! Medizinische, kosmetische Eingriffe
z.B. zur                   Geschlechtsangleichung nur mit Zustimmung der
betroffenen Person.
Kampf gegen die transphobe Hetze der Rechten und selbsternannten
Radikalfeminist_Innen!
Gegen die Pflicht das eigene Geschlecht in offiziellen Dokumenten
anzugeben! Für den Ausbau an Unisex-Orten im öffentlichen Raum,
wie Toiletten oder Umkleiden!

Filmkritik:  Oskars  Kleid  –
Deutscher  Film  zu
Transidentitäten von Kindern
Der  Film  „Oskars  Kleid“  aus  deutscher  Produktion  hat  so  einiges  an
Aufmerksamkeit  auf  sich  gezogen.  Er  behandelt  in  der  gewohnt  glatten
deutschen  Ästhetik  ein  für  viele  Deutsche  sperriges  Thema,  nämlich
Transidentitäten  bei  Kindern.  Wie  zu  erwarten  war,  wird  dem Film von
konservativer  Seite  „Genderideologie“  vorgeworfen,  aber  weite  Teile  der
Trans-Community hat auch klare Kritik an dem Film. So oder so lässt sich
über den Film auf jeden Fall viel sagen, denn aus ihm spricht teilweise schon
Ideologie  oder  zumindest  eine  Anpassung an  ideologische  Vorstellungen,
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aber sicherlich auf eine andere Art und Weise, als die Konservativen denken.

Rest  in  Power,  Malte.  Schluss
mit  den  Angriffen  auf  trans
Personen!
Am 2.9. verstarb Malte nach einem queerfeindlichen Angriff auf dem CSD in
Münster.  Nur  einen  Tag  später  wird  eine  trans  Frau  in  einer  Bremer
Straßenbahn brutal  von einer  Gruppe Jugendlicher  zusammengeschlagen.
Berichte über ähnliche Fälle häufen sich derzeit nicht nur in Deutschland
und  zeigen  die  Auswirkungen  des  momentanen  Rechtsrucks  in  ihrer
schockierendsten  Form.  Hintergründe  zum  Mord  an  Malte,  aber  auch
Perspektiven für den Kampf für queere Rechte findet ihr in diesem Beitrag.
Wir trauern. Und müssen uns umso mehr im Klaren sein, dass der Kampf
gegen Queerfeindlichkeit  nur ein gemeinsamer sein kann! Rest  in power
Malte.

Der Mord am trans Mann Malte beim CSD in Münster bildet einen weiteren
traurigen  Höhepunkt  der  langen  Reihe  queerfeindlicher  Angriffe  in
Deutschland und weltweit. Er war angegriffen worden, weil er sich an die
Seite einer Gruppe Frauen gestellt hatte, die homofeindlich beleidigt worden
waren.  Gerade  aus  radikalfeministischen  Kreisen  hört  man  daher  die
Argumentation,  die  Tat  sei  eigentlich  überhaupt  nicht  transfeindlich
gewesen.  Dass  diese  Scheindebatte  in  erster  Linie  dazu  dient,  die
Solidarisierung  von  LGBTIA+-Menschen  untereinander  zu  untergraben,
sollte  auch  klar  so  benannt  werden.  Radikalfeminist_Innen  fallen  schon
länger durch ihre transphoben Angriffe, wie beispielsweise auf die Grünen-
Abgeordnete Tessa Ganserer, auf, indem sie trans Personen ihre Identität
absprechen  und  diese  aus  feministischen  Kämpfen  ausschließen  wollen.
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Tatsächlich sind Homo- und Transfeindlichkeit miteinander untrennbar über
das strikte binäre Geschlechterverständnis der kapitalistischen Gesellschaft
verbunden, welches vorschreibt, wie ein Mann und wie eine Frau zu sein
haben  –  in  allen  körperlichen,  charakterlichen  wie  romantischen  und
sexuellen Aspekten. Davon profitieren die Kapitalist_Innen am Ende, weil sie
Frauen die Rolle der Hausfrau und Mutter zuschreiben können, die sich dann
kostenlos  um Haushalt  und  Familie  (Reproduktionsarbeit)  kümmern  soll,
während Männer Lohnarbeit für sie verrichten. Dieses System stützt sich auf
eine  binäre  Einteilung  in  Mann  und  Frau  und  bekommt  mit  sozialen
Geschlechterrollen  und  Klischees  einen  pseudo-natürlichen  Anstrich.
Homosexuelle, trans Personen und alle, die nicht in diese Vorstellung passen
wollen, stellen das System damit in Frage und gefährden den maximalen
Profit der Kapitalist_Innen. Deshalb reagiert der Staat darauf mit Repression,
wie z.B. Heiratsverboten, Kriminalisierung oder unnötiger Bürokratisierung
von geschlechtsangleichenden Behandlungen. Das gemeinsame Ziel muss es
also sein, diese Rollenbilder und die damit einhergehende Zwangseinteilung
in  die  binären  Geschlechter  gemeinsam mit  dem Kapitalismus  –  dessen
geschlechtliche  Produktionsaufteilung  diese  notwendig  macht  –
abzuschaffen, statt Kämpfe zu trennen, die eigentlich gemeinsam gekämpft
werden müssen.

Auch Rufe nach einer verstärkten Polizeipräsenz auf Pride-Veranstaltungen
gehen in eine völlig falsche Richtung. Auch wenn der Wunsch nach mehr
Sicherheit  verständlich  ist,  hilft  es  niemandem,  die  Polizei  als  politisch
neutrale oder gar progressive Kraft zu verklären. Dazu muss man den Blick
nicht einmal auf die Historie des Christopher-Street-Days werfen- auch heute
noch zeigt die Polizei uns regelmäßig, auf wessen Seite sie steht, wenn sie
unsere  Demonstrationen  angreift  oder  in  geleakten  Chat-Verläufen  ihre
rechte  Gesinnung  offengelegt  wird.  Eine  erhöhte  Polizeipräsenz  kann
letztendlich  nur  für  weniger,  nicht  für  mehr  Sicherheit  sorgen.

Letztendlich gilt das alte Credo: „Wir können uns nur selbst befreien!“ Dazu
gehört organisierter Selbstschutz genauso wie ein organisierter Kampf gegen
die bestehenden Verhältnisse, die diesen erst nötig machen. Denn Angriffe,
wie der auf Malte zeigen: Wir sind noch lange nicht am Ziel!



Wir fordern:

Organisierte  Selbstverteidigung  von  LGBTIAQ+-Menschen  gegen
jegliche  queerfeindliche  Übergriffe,  auch  gemeinsam mit  anderen
unterdrückten Gruppen und der Arbeiter_Innenbewegung!
Das Recht auf medizinische Geschlechtsangleichung an die soziale
Geschlechtsidentität – kostenfrei und ohne unnötigen bürokratischen
Akt!
Die Abschaffung der erzwungenen binären Einteilung in Mann und
Frau – auch gerade in offiziellen Dokumenten!
Zurückdrängung aller Formen der Rollenklischees, Diskriminierung
und Ausgrenzung in der Jungend und Arbeiter_Innenklasse!
Reproduktionsarbeit  muss  vergesellschaftet  werden  und  die
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung beendet werden!
Gleiches Geld für gleiche Arbeit! Schluss mit dem Gender Pay Gap!

Oslo:  Kampf  der  LGBTIA-
Feindlichkeit
Redaktion, Juli 2022

In  Oslo,  der  Hauptstadt  Norwegens,  wurden am 25.6.22 zwei  Menschen
erschossen und 21 weitere verletzt. Der Zeitpunkt und Ort dieses Anschlages
war gezielt gewählt. Es war kein Zufall, dass in der Nacht vor der 40. Pride
Parade  in  Oslo  vor  dem  bekanntesten  LGBTIA  Club  der  Stadt  auf  die
Besucher_Innen vor Ort geschossen wurde. Wir trauern um die Ermordeten
und haben vollste Solidarität mit allen Betroffenen und Angehörigen.

Dieser  Anschlag  ist  wieder  einmal  ein  Angriff  auf  LGBTIA  Menschen
weltweit.  Ereignisse  wie  diese  zeigen  immer  wieder,  dass  sogar  selbst
aufgebaute „safe spaces“ in dieser Gesellschaft nicht wirklich safe sind. Sich
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sicher zu fühlen und sich sicher bewegen zu können bleibt  ein Privileg,
solange  LGBTIA-Feindlichkeit  und  andere  Diskriminierungsformen  eine
Grundlage  in  dieser  Gesellschaft  haben.  Während  Teile  der  Presse  das
P r o b l e m  v . a .  i m  i s l a m i s t i s c h e n  T e r r o r  s e h e n  ( n a c h  d e r
Wohnungsdurchsuchung  beim  Verdächtigen  wurde  der  Anschlag  als
islamistisch eingestuft), sprechen auch die Maßnahmen, die Norwegen nun
trifft, für sich. Die offizielle Pride Parade wurde abgesagt oder zumindest auf
einen  unbestimmten  Zeitpunkt  verschoben,  dass  die  sonst  unbewaffnete
norwegische Polizei jetzt Waffen trägt, soll für mehr Sicherheit sorgen. Dabei
ist eigentlich bekannt, dass die (zumal bewaffnete) Polizei LGBTIA Menschen
selten Sicherheit gebracht hat. Die Norwegische Regierung, aber auch Olaf
Scholz  und  viele  Weitere,  betonten  ihre  Solidarität,  setzten  aber  einen
großen Fokus auf den „Kampf gegen den Terror“, der in der Vergangenheit
Rechtfertigung  für  anti-muslimischen  Rassismus  und  verschärfte
Überwachung  war.

Was sie allerdings nicht benennen, ist dass weder dieser Anschlag in Oslo
noch z.B. der Anschlag 2016 auf einen LGBTIA Club in Orlando zufällig und
zufällig zu dieser Zeit, an diesem Ort passierte. Weltweit war der Angriff auf
LGBTIA  Rechte  in  den  letzten,  von  Krisen  überladenen  Jahren  auch  in
westlichen  „freiheitlichen“  und  „demokratischen“  Ländern  enorm.  Homo-
und transfeindliche Gesetze reihten sich nicht nur unter Trump in den USA
aneinander, LGBTIA freie Zonen in Polen sind immer noch ein Ding und
Zustände  wie  in  Ungarn  sind,  entgegen  dem,  was  häufig  erzählt  und
berichtet wird, leider keine Ausnahme. Und auch wenn Politiker_Innen gerne
anderes  behaupten oder  die  Thematik  ignorieren,  sind  die  verbalen  und
physischen  Angriffe  auf  LGBTIA  Personen  über  die  letzten  Jahre  stark
angestiegen (über 1000 von der Polizei registrierte Straftaten, wer die Polizei
kennt, kann sich vorstellen, wie hoch die Dunkelziffer ist) und fast die Hälfte
der Deutschen gab 2019 an, sich in Gegenwart von trans Personen nicht ganz
wohl zu fühlen.

In diesem Kontext wirkt der Anschlag von Oslo nicht mehr plötzlich oder
überraschend,  sondern  wie  die  massiv  brutale  Spitze,  die  von  einem
weltumspannenden  Eisberg  getragen  wird:  dem  Kapitalismus.  LGBTIA



Arbeiter_Innen  in  Deutschland  sind  statistisch  seltener  am  Arbeitsplatz
geoutet,  über  30% erfahren  häufig  Diskriminierung  am Arbeitsplatz  und
weltweit  arbeiten  überdurchschnittlich  viele  von  ihnen  in  prekären
Arbeitsverhältnissen und leben in Armut. Besonders die Jugendlichen, denen
durch  Jugendunterdrückung  zusätzlich  Selbstbestimmung  und
Handlungsfähigkeit  genommen  wird,  sind  häufig  obdachlos.

Was hat der Kapitalismus mit dem Anschlag
von Oslo und den Reaktionen darauf zu tun?
Wer von Diskriminierung betroffen ist,  kann sich weniger aussuchen, wo
gearbeitet  werden  möchte.  Wenn  eine  Person  Schwierigkeiten  hat,  eine
Wohnung  zu  finden  oder  einen  Job  zu  bekommen,  wird  sie  auf  alles
zurückgreifen, was kurzfristig den Lebensunterhalt halbwegs sichert, auch
wenn das Überausbeutung bedeutet. So landen LGBTIA Menschen häufiger
in  prekären  Verhältnissen  und  unterbezahlten  Bereichen  wie  dem
Gesundheitssektor.  Sie  sind  billige  Arbeitskräfte.  Es  gibt  ein  Interesse
vonseiten der Kapitalist_Innen, dass dies bestehen bleibt. Außerdem stellt die
Existenz von trans Personen und nicht heteronormativen Familienentwürfen
die  bürgerliche  Familie  infrage,  bei  der  klassischerweise  die  Frau  die
unbezahlte  Reproduktionsarbeit  übernimmt.  Auch  diese  Auffassung  von
Familie  ist  im  Sinne  des  Kapitalismus,  da  die  Reproduktion  der  Ware
Arbeitskraft so ins Private gedrängt wird und die Kapitalist_Innen sich nicht
um sie kümmern müssen.

Es überrascht also auch nicht, dass Scholz und Co. nicht wirklich versuchen,
das  Problem  bei  der  Wurzel  zu  packen,  sondern  es  bei  leeren
Solidaritätsbekundungen belassen und nur auf islamistischen Terror zielen.
Denn andernfalls müsste man ja etwas an den bestehenden Verhältnissen
verändern. Statt LGBTIA-Befreiung auf jeder Ebene tragen norwegische Cops
jetzt auch noch Waffen. Tatsächliche Befreiung von LGBTIA Personen ist
verbunden mit der Loslösung von der bürgerlichen Familie, der Befreiung
von Frauen und der Befreiung der Welt vom Kapitalismus. Das müssen wir
begreifen, um nicht alleine, sondern geschlossen und gemeinsam für LGBTIA
Rechte und ein Ende der Gewalt auf die Straße zu gehen. Die Menschen in



Oslo haben einen Anfang gemacht, indem sie trotz der abgesagten Pride
Demo zu Tausenden auf  die  Straße gingen,  um zu zeigen,  dass  LGBTIA
Menschen nicht verschwinden und der Kampf weitergeht. Niemand schenkt
uns unsere Befreiung, schon gar nicht der bürgerliche Staat. Wir müssen und
werden sie uns erkämpfen!

Wir  fordern  alle  dazu  auf,  an  Gedenk-  und  Protestveranstaltungen
teilzunehmen  und  proletarische,  antikapitalistische  Perspektiven  in  die
LGBTIA-Kämpfe  und Bewegungen zu  tragen.  Für  ein  Ende jeder  Gewalt
gegen  LGBTIA  Menschen!  Für  die  Selbstbestimmung  von  LGBTIA
Jugendlichen!  Für  Schutz  vor  LGBTIA-Feindlichkeit  und  den  Aufbau  von
Selbstverteidigungskomitees  gegen  diese!  LGBTIA-Befreiung  statt
Regenbogenkapitalismus!  Kämpferische,  antikapitalistische  LGBTIA-
Bewegungen  in  Oslo  und  überall!


